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Nachtrag: Wie sieht die Zukunft Europas aus?

Ergänzend zu dem im ifo Schnelldienst 15/2005 diskutierten Thema »Wie sieht die
Zukunft Europas aus?« zieht Dr. Alexander Schaub, Europäische Kommisison, ei-
ne Bilanz der Erfolge des Europäischen Binnenmarktes und gibt einen Ausblick
über seine Zukunft: »Es gibt viele Gründe, optimistisch zu sein. Europa hat seine
Stärken. Schon vor der Erweiterung war der Europäische Binnenmarkt der größte
in der Welt. Heute bietet er noch mehr Potential. Er ist untermauert von einer ein-
heitlichen Währung, die eine vertiefte Integration – zumindest für die Euro-Staa-
ten – erleichtert.« 

Welche Bundesländer sind im Standortwettbewerb erfolgreich? 
– Eine solide Haushaltspolitik zahlt sich aus
Norbert Berthold und Holger Fricke

Die Bundesländer können zu einem beachtlichen Teil selbst beeinflussen, wie dy-
namisch sich Wirtschaft und Beschäftigung in den jeweiligen Regionen entwi-
ckeln, wie stabil die Sicherheitslage ist. Im Wettbewerb um mobile Produktions-
faktoren, um qualifizierte Arbeitskräfte und Investitionen sind die Länder unter-
schiedlich erfolgreich. Prof. Dr. Norbert Berthold und Holger Fricke, Universität
Würzburg, dokumentieren dies in einer aktuellen Studie, deren Ergebnisse sie hier
zusammenfassen. Die Entwicklung der Bundesländer wird anhand der drei Berei-
che »Beschäftigung«, »Einkommen« und »Sicherheit« untersucht und in einen Er-
folgsindex übertragen, der ausdrückt, wie attraktiv die Länder im Standortwettbe-
werb sind. Anschließend untersuchen die Autoren, welche Faktoren für den jewei-
ligen Erfolg oder Misserfolg verantwortlich sind. Welche Länder in der Bewertung
gut abschneiden, hängt nicht zuletzt vom finanziellen Handlungsspielraum ab. Die
Studie belegt den großen Einfluss einer soliden Haushaltspolitik, von der die Län-
der profitieren. 

Ökonometrie der Kriminalität
Horst Entorf und Hannes Spengler

Gemäß der klassischen ökonomischen Theorie der Kriminalität sollte ein Anstieg
der erwarteten Strafe (also des Produktes aus Strafwahrscheinlichkeit und Straf-
maß) eine Reduktion der Kriminalität bewirken. In der empirischen Analyse gestal-
tet sich ein Test dieser Hypothese als äußerst komplex. »Kriminalität« gliedert sich
in eine Vielzahl von Deliktgruppen und die Operationalisierung von »Strafwahr-
scheinlichkeit« durchläuft im rechtsstaatlichen System die Handlungen und Ent-
scheidungen der Institutionen »Polizei«, »Staatsanwaltschaft« und »Gericht« und
variiert in den Zahlen zu Aufklärungs-, Anklage- und Verurteilungsquoten sowie in
Entscheidungen über Geld-, Haft- und Bewährungs- oder Jugendstrafen. Übli-
cherweise wird in der empirischen Kriminalitätsforschung nur einen Bruchteil die-
ser Zusammenhänge gleichzeitig berücksichtigt. Prof. Dr. Horst Entorf, TU Darm-
stadt, und Hannes Spengler, DIW, Berlin, und TU Darmstadt, erstellten eine um-
fassende, mit Bundesländerdaten des Zeitraums 1977–2001 der Polizeilichen Kri-
minalstatistik und der Strafverfolgungsstatistik aufgebaute Datenbank. In diesem
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Beitrag werden die Daten und ihre Nutzbarkeit anhand deskriptiver Beschreibun-
gen und einer panelökonometrischen Untersuchung der Wirkung des deutschen
Strafverfolgungssystems auf das Aufkommen an Kriminalität in den sechs wich-
tigsten Deliktgruppen vorgestellt. Die Ergebnisse liefern deutliche Anzeichen für
die Wirksamkeit von Abschreckung und somit eine empirische Bestätigung der
ökonomischen Theorie der Kriminalität. 

Weltwirtschaftsklima hat sich stabilisiert – 
Ergebnisse des 89. World Economic Survey (WES) Juli 2005
Gernot Nerb und Anna Stangl

Das ifo Weltwirtschaftsklima stabilisierte sich im Juli auf dem Niveau der April-Er-
hebung, nachdem der Indikator zuvor fünfmal hintereinander gesunken war. Wäh-
rend sich die Urteile zur gegenwärtigen wirtschaftlichen Lage weiter verschlech-
terten, wurden die Erwartungen für die nächsten sechs Monate günstiger. Damit
verstärkt sich der Eindruck, dass die seit Mitte 2004 eingetretene Verlangsamung
im weltwirtschaftlichen Wachstum nur eine vorübergehende Störung war und
nicht der Beginn eines weltweiten Konjunkturabschwungs. Im Laufe des zweiten
Halbjahres 2005 ist nach den WES-Ergebnissen eine erneute Belebung der Welt-
wirtschaft zu erwarten. Trotz der sprunghaft gestiegenen Ölpreise wird im Welt-
durchschnitt nicht mit einer weiter zunehmenden Inflation gerechnet. Für das Jahr
2005 gehen die Umfrageteilnehmer von einem Anstieg der Verbraucherpreise um
2,9% aus. Das wäre exakt dieselbe Inflationsrate wie 2004. Nach einer Aufwer-
tungstendenz in den letzten Monaten gilt der US-Dollar kaum noch als unterbe-
wertet. Auf der anderen Seite werden, nach der eingetretenen Verbilligung des
Euro und des britischen Pfunds, diese Währungen nur noch als leicht überbewer-
tet beurteilt.

ifo Konjunkturtest August 2005 in Kürze
Hans G. Russ

Das Geschäftsklima in der gewerblichen Wirtschaft Deutschlands ist im August
etwas gesunken, der Indikator liegt aber immer noch über den Werten der Mona-
te März bis Juni. Ausschlaggebend für die Eintrübung des Klimas war die un-
günstigere Beurteilung der aktuellen Situation, während sich die Erwartungen er-
neut verbesserten. Die Industrieunternehmen bewerteten auch ihre Exportchan-
cen etwas optimistischer. Insgesamt deuten die neuesten Ergebnisse des ifo Kon-
junkturtests auf eine konjunkturelle Belebung in den nächsten Monaten hin, wenn-
gleich ein selbsttragender Aufschwung noch nicht in Sicht ist. In den neuen Bun-
desländern hat sich das Geschäftsklima etwas deutlicher eingetrübt als im Bun-
desdurchschnitt. 

Daten und Prognosen

Im Blickpunkt
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Der Europäische Binnen-
markt – Bestandsaufnahme
und Ausblick

Die Lissabon-Strategie

Fünf Jahre sind vergangen, seit der Eu-
ropäische Rat sein strategisches Ziel für
dieses Jahrzehnt formulierte: Bis 2010
solle Europa der wettbewerbsfähigste und
dynamischste wissensbasierte Wirt-
schaftsraum der Welt werden, mit nach-
haltigem Wirtschaftswachstum, mehr und
besseren Arbeitsplätzen und verbesser-
tem sozialem Zusammenhalt.

Das Lissabon-Paket von 2000 bestand
aus 28 Haupt- und 120 untergeordneten
Zielen; dabei wurden insgesamt 117 ver-
schiedene Indikatoren definiert. Das Be-
richterstattungssystem führte dazu, dass
von den Mitgliedstaaten jährlich insgesamt
300 Berichte abgefasst werden mussten,
die im Grunde kaum jemand liest. Die
wachsende Unsicherheit über die wirt-
schaftliche Lage Europas hat das Vertrau-
en in diese Strategie nicht gefördert.

Wo steht Europa heute im Licht der 
Lissabon-Ziele?

Die bisherigen Resultate sind hinter den
Erwartungen zurückgeblieben. Das durch-
schnittliche jährliche Wirtschaftswachs-
tum bleibt mit 2% deutlich unter den in der
Lissabon-Agenda anvisierten 3%. Selbst
wenn die schwache wirtschaftliche Ent-
wicklung zum Teil die zyklische Abwärts-
bewegung weltweit und in Europa wider-
spiegelt, so muss auch die zögerliche Um-
setzung der Strukturreformen als ein
Grund genannt werden. 

Die Forschungs- und Entwicklungsinves-
titionen in der EU stagnieren nahezu.
Wenn sich der derzeitige Trend fortsetzt,
werden diese Investitionen im Jahr 2010
bei 2,2% des BIP liegen, also deutlich un-
ter dem vereinbarten Ziel von 3%. Des-
gleichen gibt der Rückgang der Arbeits-
produktivität in den EU-15-Staaten An-
lass zur Sorge. Dies liegt zum Teil an ge-
ringeren Investitionen in die Verbesserung
der Kapitalausstattung, vor allem aber an
einer deutlichen Verlangsamung des tech-

nologischen Fortschritts (gemessen als
Wachstumsrate der totalen Faktorproduk-
tivität). Alles in allem ergibt dies, dass das
Produktionswachstum in Europa bereits
seit Mitte der neunizger Jahre unter dem
der USA liegt. 

Gründe für den ausbleibenden Erfolg der
Lissabon-Strategie

Der Bericht der so genannten Kok-Grup-
pe vom November 2004 nennt im We-
sentlichen zwei Gründe für den geringen
Erfolg der Lissabon-Strategie: Zum einen
war die Agenda der Lissabon-Strategie
zu umfangreich, es gab widersprüchliche
Prioritäten, und die Koordination unter den
Mitgliedstaaten war gering. Zum ande-
ren wurden die Reformen in den Mitglied-
staaten nicht in ausreichendem Maße um-
gesetzt, die Ziele wurden nicht mit dem
notwendigen Engagement seitens der Re-
gierungen verfolgt.

Angesichts dieser ernüchternden Halb-
zeitbilanz stellt sich die Frage, ob es noch
sinnvoll ist, die Lissabon-Strategie weiter
zu verfolgen? Auch wenn aufgrund der
unzulänglichen Erreichung der Ziele nun
Unzufriedenheit herrscht, braucht Europa
auch künftig eine koordinierende Strate-
gie für strukturelle Reformen. Aufgrund
struktureller Schwächen und mangelnder
Wettbewerbsfähigkeit ist das europäische
Wirtschaftswachstum zu gering, und die
Schaffung neuer Arbeitsplätze fällt schwer. 

Europa vor großen Herausforderungen

Dabei sind Strukturreformen überragend
wichtig angesichts der großen Herausfor-
derungen, vor denen Europa steht: Ins-
besondere zwei Gründe erfordern ein
schnelles Handeln: Unsere Bevölkerungs-
zahl wächst sehr langsam, während wir
gleichzeitig ein stetiges Altern der Bevöl-
kerung beobachten. Beides führt dazu,
dass die Zahl der Menschen in erwerbs-
fähigem Alter abnimmt. Nach Schätzun-
gen der EU-Kommission würde alleine da-
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durch das potentielle Wirtschaftswachstum von heute 2 bis
21/4% auf etwa 11/4% fast halbiert, wenn weitere Struktur-
reformen nicht in Angriff genommen werden. Berücksichtigt
man zudem, dass im gleichen Zeitraum die altersbezoge-
nen Kosten deutlich ansteigen werden, dann ist dies ein
zusätzlicher Grund zur Sorge.

Zum anderen muss Europa auf die immer rascher voran-
schreitende Globalisierung reagieren. Zwar bietet diese den
europäischen Unternehmen verstärkt Chancen, bedeutet
aber gleichzeitig auch, dass sie sich dem wachsenden in-
ternationalen Konkurrenzdruck stellen müssen. Dabei stammt
die Konkurrenz nicht nur aus den USA oder aus Japan, son-
dern in zunehmendem Maße aus den aufsteigenden Schwel-
lenländern, vor allem China, Indien und Brasilien. Im Vergleich
zu früher stehen mehr Wirtschaftsbereiche im internationa-
len Wettbewerb. Nicht nur arbeitsintensive Branchen, auch
High-Tech-Industrien und Dienstleistungen sehen sich zu-
nehmendem Wettbewerbsdruck ausgesetzt.

Es ist verständlich, wenn viele Bürger angesichts der vor-
anschreitenden Globalisierung unruhig werden, einen
Schutzreflex entwickeln und am liebsten nur defensiv rea-
gieren würden. Deshalb ist es in dieser Situation Aufgabe
der Politik, die Bürger davon zu überzeugen, dass wir un-
sere Errungenschaften – zum Beispiel im Bereich der Sozi-
alsysteme – nur dann erhalten können, wenn wir uns den
Herausforderungen stellen. Machen wir uns nichts vor: Wir
können uns dem notwendigen Wandel nicht verschließen,
die Welt wird sich auf jeden Fall verändern. Wir können je-
doch sicherstellen, dass die Veränderungen soweit wie mög-
lich von uns mitgestaltet werden.

Neuausrichtung der Lissabon-Strategie im Frühjahr 2005

Im Februar 2005 hat die EU-Kommission daher eine Neu-
ausrichtung der Lissabon-Strategie vorgeschlagen. Dabei
sollen die Anstrengungen der Europäischen Union auf drei
zentrale Aufgaben konzentriert werden: 

– vermehrte Investitionen in Wissen und Innovation für ein
verstärktes, dauerhaftes Wachstum;

– Stärkung der Anziehungskraft Europas für Investoren und
Arbeitskräfte; sowie 

– Schaffung von mehr und besseren Arbeitsplätzen. 

Aus den vergangenen Jahren wissen wir, dass das Aus-
bleiben der Erfolge der Lissabon-Strategie großteils darauf
zurückzuführen ist, dass geplante Initiativen nicht umgesetzt
wurden. Die neu ausgerichtete Lissabon-Strategie hat da-
her zum Ziel, die Mitgliedstaaten und auch die europäischen
Sozialpartner stärker einzubinden, damit sie ihrer Verantwor-
tung gerecht werden und aktiv an der Umsetzung der Stra-
tegie mitarbeiten. Dadurch wird auch das Ziel einer kohä-
renten und in sich schlüssigen Strategie leichter erreicht. 

Konkret bedeutet dies, dass die Europäische Kommission
in einem einzigen Dokument (Integrierte Leitlinien für Wachs-
tum und Beschäftigung) ihre Empfehlungen zusammenfasst.
Diese beziehen sich auf die Grundzüge der Wirtschaftspo-
litik sowie auf die Leitlinien für beschäftigungspolitische Maß-
nahmen. Auf Basis dieser Leitlinien werden die Mitgliedstaa-
ten dann nationale Reformprogramme entwerfen, die jeweils
mit den Interessengruppen diskutiert werden. In jährlichen
Berichten informieren die Mitgliedstaaten über die Fortschrit-
te bei der Umsetzung der Reformprogramme. Diese Berich-
te werden von der Kommission zusammengefasst, und der
Europäische Rat wird über eine mögliche Anpassung der
Leitlinien beraten.

Die positiven Auswirkungen einer Umsetzung der Ziele von
Lissabon sind durch verschiedene Untersuchungen belegt.
In einer aktuellen Analyse der Kommission werden einige
der Vorteile aufgezeigt. Die Lissabon-Reformen könnten,
wenn sie vollständig umgesetzt sind, das Wachstumspo-
tential um 0,75 Prozentpunkte erhöhen; dabei würden Re-
formen im Bereich Produktion und Arbeitsmarkt allein schon
die jährliche Wachstumsrate um einen halben Prozentpunkt
steigern. Weiteres Wachstum würde durch Investitionen in
neues Wissen erzielt.

Die Bedeutung des europäischen Binnenmarktes

Die Lissabon-Strategie setzt vor allem auf einen gut funk-
tionierenden europäischen Binnenmarkt. Die Öffnung natio-
naler Märkte und die Beseitigung von Handelshemmnissen
führen zwar zu verstärktem Wettbewerb, bedeuten aber
auch größere Chancen. Mehr Wettbewerb treibt die Unter-
nehmen zu mehr Innovationsaktivitäten. Und innovative Un-
ternehmen mit Zugang zu einem großen Binnenmarkt wach-
sen schneller und schaffen mehr und bessere Arbeitsplät-
ze. Auf diese Weise werden die Unternehmen zudem in die
Lage versetzt, im weltweiten Wettbewerb zu bestehen. Dies
führt letztendlich zu mehr Wohlstand und besserer Lebens-
qualität. Der Binnenmarkt ist somit das Herzstück der Lis-
sabon-Agenda.

Im Laufe der Jahre hat die Europäische Union einen kom-
plexen rechtlichen Rahmen geschaffen, der weiterhin für
wirtschaftliche Entwicklung und Umweltschutz sorgt und
den Sozialstandard verbessert. Das bereits bestehende Le-
gislativprogramm für den europäischen Binnenmarkt wird
kontinuierlich aktualisiert. Aber Binnenmarkt ist keineswegs
gleichzusetzen mit immer mehr rechtlichen Vorschriften. 

Zukunft des Binnenmarktrechts: Weniger und besser

Um die Qualität der Binnenmarktvorschriften einschnei-
dend zu verbessern, sollen alle bestehenden Vorschriften
regelmäßig überprüft und bewertet werden: Werden die
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mit den Vorschriften angestrebten Ziele erreicht? Sind sie
noch miteinander konsistent? Stehen die Interventionen
des Gesetzgebers im richtigen Verhältnis zu den angestreb-
ten Zielen, so dass die Belastung für Bürger und Unterneh-
men begrenzt bleibt? Gibt es Bereiche, in denen europäi-
sche Rechtsetzung vereinfacht werden kann? Und gibt es
nicht auch Binnenmarktvorschriften, die ganz aufgeho-
ben werden sollten?

Sollte sich bei der Bewertung herausstellen, dass bestimm-
te Vorschriften strengen Qualitätskriterien nicht genügen
oder für den Binnenmarkt Probleme schaffen, dann muss
für Abhilfe gesorgt werden. Bei Vorschlägen für neue
Rechtsvorschriften wird nur noch äußerst selektiv vorge-
gangen. Jede neue Rechtsvorschrift wird strikt auf ihre Not-
wendigkeit hin überprüft und nur noch dann verabschie-
det, wenn sie hohen Qualitätsanforderungen im Rahmen
von Folgeabschätzungen genügt. Dieser neue Ansatz ist
eng mit dem Ziel der Verbesserung der Wettbewerbsfähig-
keit verknüpft. 

Das Potential des Binnenmarktes voll auszuschöpfen ist je-
doch keineswegs nur eine Frage europäischer Entschei-
dungsfindung. Maßnahmen allein auf der EU-Ebene reichen
natürlich nicht aus: Es bedarf auch einer geänderten Einstel-
lung in den Mitgliedstaaten, die »europäischer« denken und
handeln und ihre Verwaltungspraxis entsprechend ändern
müssen. In enger Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten
muss sichergestellt werden, dass bessere Rechtsetzungs-
grundsätze in der gesamten Europäischen Union durchgän-
gig von allen Gesetzgebern angewandt werden. Die Umset-
zung der europäischen Rechtsvorschriften durch die Mit-
gliedstaaten und nationale Regelungen haben oft nicht nur
unmittelbare Auswirkungen für die eigenen Unternehmen
und Bürger, sondern auch für die Unternehmen und Bürger
in den anderen Mitgliedstaaten der Union.

Die europäischen Unternehmen würden solch eine Umori-
entierung nachdrücklich begrüßen: Wirtschaftsverbände ma-
chen immer wieder die Erfahrung, dass innerstaatliche Ge-
setze und Verwaltungspraktiken häufig gegen die Grundsät-
ze des Binnenmarktes verstoßen. So hat eine UNICE-Be-
fragung ergeben, dass mehr als die Hälfte der Mitglieder ih-
re Produkte anpassen muss, um sie in mehr als einem Mit-
gliedstaat verkaufen zu können; fast die Hälfte der Befrag-
ten muss ihre Produkte immer noch mehrfachen Prüfverfah-
ren unterziehen, um sie auf mehreren Märkten in den Ver-
kehr bringen zu können. Auch Dienstleister haben mit kos-
tenaufwändigen und häufig widersprüchlichen nationalen
oder lokalen Regelungen zu kämpfen. Nicht über den na-
tionalen Tellerrand hinauszuschauen hat schwerwiegende
Folgen für die Wachstumsperspektiven der europäischen
Wirtschaft. Es ist kein Zufall, dass Volkswirtschaften von Mit-
gliedstaaten mit einer soliden Binnenmarktintegration in al-
ler Regel wettbewerbsfähiger und dynamischer sind. In die-

sem Zusammenhang verdienen Initiativen zur Beseitigung
von Hindernissen für Unternehmen aus anderen Mitglied-
staaten – wie Dänemark sie auf den Weg gebracht hat –
höchstes Lob. Sie sollten Modellcharakter für andere Mit-
gliedstaaten haben: Dänemark hat kürzlich eine Arbeitsgrup-
pe für den Binnenmarkt eingerichtet (TIM), die nationale Vor-
schriften auf ihre Vereinbarkeit mit den Grundsätzen des Bin-
nenmarktrechts prüfen soll. Positive Ergebnisse liegen be-
reits vor.

Umsetzung von Binnenmarktrichtlinien

Der Binnenmarkt erreicht mittlerweile ein neues Entwick-
lungsstadium. In vielen Bereichen, insbesondere dem Wa-
renhandel, ist er ausgereift. Das Umsetzungsdefizit, also der
durchschnittliche Prozentsatz an geltenden Binnenmarkt-
richtlinien, welche die einzelnen Mitgliedstaaten nicht frist-
gerecht umgesetzt haben, beträgt nach dem letzten Stand
1,9%. Damit wurde das zweitbeste Resultat seit vielen Jah-
ren erzielt. Elf Mitgliedstaaten haben bereits die Vorgabe ei-
nes Umsetzungsdefizits von unter 1,5% erfüllt. Deutschland
hat hier in beeindruckender Weise gezeigt, dass selbst in
kurzer Frist Fortschritte erreicht werden können: Letztes Jahr
noch eines der Schlusslichter, zählt es heute zur Spitzen-
gruppe mit einem Umsetzungsdefizit von nur noch 1,4%.
Leider hat parallel die Zahl der Vertragsverletzungen eher
zugenommen, ein Indiz, dass die Richtlinien noch allzu oft
fehlerhaft angewandt werden. Das Gesamtergebnis in die-
sem Bereich sollte jedoch nicht klein geredet, sondern dar-
an gearbeitet werden, dass sich der positive Trend bei der
Umsetzung von Binnenmarktrichtlinien fortsetzt.

Konsumenten profitieren von weiterer Integration der 
Finanzmärkte

Im Bereich der Finanzdienstleistungen müssen weitere An-
strengungen unternommen werden, damit die Verbraucher
in Europa tatsächlich voll von der Integration der Finanz-
märkte profitieren können. Dabei steht vor allem die korrek-
te Umsetzung der Vorschriften im Vordergrund, die infolge
des »Aktionsplans für Finanzdienstleistungen« angenommen
wurden. Das politische Funktionieren des neu geschaffenen
Systems muss sicherstellt werden. Zusätzliche Initiativen
sollten vor allem auf dem Gebiet des grenzübergreifenden
Zugangs zu Finanzdienstleistungen für Privatkunden und für
die Vermögensverwaltungsbranche ergriffen werden. Der
europäische Markt der Finanzdienstleistungen für Privatkun-
den ist nach wie vor zu stark fragmentiert. Die Kommission
wird hier beispielsweise nach Mitteln und Wegen suchen,
wie Bankkonten verbraucherfreundlicher gestaltet werden
können. In der Folge könnten Verbraucher europaweit nach
den besten Sparplänen, Hypotheken, Versicherungs- oder
Pensionsprodukten suchen. Neue Rechtsvorschriften wird
es jedoch nur dann geben, wenn sie einen deutlichen wirt-
schaftlichen Nutzen versprechen.
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Integration der Beschaffungsmärkte bietet enorme 
Einsparmöglichkeiten

Die verstärkte Anwendung der gemeinschaftlichen Verga-
bevorschriften ist von größter wirtschaftlicher Bedeutung.
Öffentliche Stellen, die ihre Beschaffungen auf der Grund-
lage dieser Vorschriften durchführten, haben ungefähr ein
Drittel weniger für ihre Einkäufe bezahlt als Behörden, die
die Regeln nicht angewandt haben. Italien schätzt, dass es
im Jahr 2003 bei seinen Beschaffungen mit einem Gesamt-
wert von 23 Mrd. € bereits 3,7 Mrd. € eingespart hat. Irland
rechnet damit, dass es allein im Wege der elektronischen
Beschaffung in den nächsten fünf Jahren 1 Mrd. € einspa-
ren kann. Eine weitere Öffnung der Vergabemärkte würde
Handel, Produktivität und Wachstum fördern. Darüber hin-
aus könnte sie zur Gesundung der Staatsfinanzen beitra-
gen: Würden die EU-15-Staaten nur 10% der jetzigen Kos-
ten für öffentliche Aufträge einsparen, könnten sie alle allein
dadurch die im Wachstums- und Stabilitätspakt festgeleg-
te Defizitgrenze einhalten. 

Nationale Behörden sind jedoch häufig versucht, inländische
Unternehmen bei der Vergabe öffentlicher Aufträge zu be-
vorzugen. Insbesondere mangelt es weiterhin an Transpa-
renz in den Ausschreibungen. Der Anteil der im Amtsblatt
der EU veröffentlichten Ausschreibungen am Gesamtwert
des öffentlichen Auftragswertes hat zwar ständig zugenom-
men, beträgt bisher aber lediglich 16%. 

Ausblick

Es gibt viele Gründe, optimistisch zu sein. Europa hat sei-
ne Stärken. Schon vor der Erweiterung war der europäische
Binnenmarkt der größte in der Welt. Heute bietet er noch
mehr Potential. Er ist untermauert von einer einheitlichen
Währung, die eine vertiefte Integration – zumindest für die
Euro-Staaten – erleichtert. Der wachsende internationale
Konkurrenzdruck treibt Unternehmen zu kontinuierlicher
Innovation, die notwendig ist, wenn wir tatsächlich eine ech-
te Wissensgesellschaft werden und auf den Weltmärkten
bestehen wollen. 

In vielerlei Hinsicht gereicht es uns zum Vorteil, dass sich
die Quelle unseres komparativen Vorteils verlagert. Entwick-
lung und Verwertung von Wissen spielt heute eine dominie-
rende Rolle bei der Schaffung von Wohlstand. Hier liegt un-
sere Chance. Das Niveau unserer allgemeinen Ausbildung
ist hoch. Unsere Wissenschaft ist historisch gut entwickelt.
Und einige Mitgliedstaaten stehen bereits in der Spitzen-
gruppe weltweiter Ranglisten der Wettbewerbsfähigkeit.
Wenn wir als Partner stärker zusammenarbeiten – die Mit-
gliedstaaten untereinander und mit der Europäischen Kom-
mission –, können wir die Herausforderungen glänzend be-
stehen.
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Die Bundesländer im Standort-
wettbewerb 2005

Die Bundesländer können zu einem be-
achtlichen Teil selbst beeinflussen, wie dy-
namisch sich Wirtschaft und Beschäftigung
in den jeweiligen Regionen entwickeln, wie
stabil die Sicherheitslage ist. Im Wettbe-
werb um mobile Produktionsfaktoren, um
qualifizierte Arbeitskräfte und Investitionen
sind die Länder unterschiedlich erfolgreich.
Dies dokumentiert die aktuelle Studie Die
Bundesländer im Standortwettbewerb
2005, die im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung entstand und an die Vorgängerstu-
dien der Jahre 2001 und 2003 anknüpft
(vgl. Berthold, Fricke und Kullas 2005).

Wie sich die einzelnen Länder entwickeln,
wird anhand der drei Bereiche »Beschäf-
tigung« (Arbeitslosigkeit und Erwerbstä-
tigkeit), »Einkommen« (mit den beiden
Zielgrößen Bruttoinlandsprodukt und Wirt-

schaftswachstum) sowie »Sicherheit« (So-
zialhilfeempfängeranteil für die soziale Si-
cherheit und Zahl der nicht aufgeklärten
Straftaten für die innere Sicherheit) un-
tersucht (vgl. Abbildung). Wanderungsbe-
wegungen und Umfrageerhebungen le-
gen nahe, die drei Bereiche mit 1:1:0,25
zu gewichten (vgl. Berthold, Fricke und
Kullas 2005, 21–27; Berthold, Fricke und
Kullas 2005b, 11).

Erfolg und politische Aktivitäten der Län-
der werden in einem zweistufigen Verfah-
ren beurteilt (vgl. Berthold, Fricke und Kul-
las 2005, 21–24):

erfolgreich? – Eine solide Haushaltspolitik zahlt sich aus

Norbert Berthold und Holger Fricke*

Welche Bundesländer sind im Standortwettbewerb

Nach jedem Regierungswechsel das gleiche Prozedere, in Nordrhein-Westfalen wie zuvor in Schles-

wig-Holstein und davor in anderen Bundesländern: Die jeweils neu gewählte Landesregierung stellt

fest, dass die Haushaltslage noch viel katastrophaler sei, als von der alten Regierung dargestellt,

dass sich Haushaltslöcher auftäten, die zuvor kaschiert worden seien. Der neue nordrhein-west-

fälische Finanzminister Linssen wirft der alten Landesregierung vor, sie habe »systematisch un-

gedeckte Haushalte aufgestellt und die Landtage nicht richtig über das Zahlenwerk informiert«.

Um das »finanzielle Chaos« zu beenden, müsse die Regierung Rüttgers jetzt in einem zweiten Nach-

tragshaushalt 2005 neben der bereits von Rot-Grün geplanten Neuverschuldung in Höhe von 5 Mrd. €

noch weitere 2 weitere Mrd. € an Krediten aufnehmen, um Altlasten aufzufangen. Bis zu einem

ausgeglichenen Haushalt werde es noch Jahre dauern.

Ob die erste Bestandsaufnahme tatsächlich neue Löcher offenbart oder ob in der Regierungsver-

antwortung einige Versprechungen aus Oppositionszeiten miteinander kollidieren, sei dahinge-

stellt. Neu gewählte Regierungen wie die in Nordrhein-Westfalen stehen ebenso wie Landesregie-

rungen, die mit Einnahmeausfällen zu kämpfen haben, vor der Frage, wie Haushaltslöcher zu fül-

len sind: Mit zusätzlichen Krediten oder durch stärkere Konsolidierungsbemühungen, als ursprüng-

lich geplant. Wulff und Wowereit können ein Lied davon singen, dass der Weg über verstärkte

Konsolidierungsbemühungen der steinigere ist, und weitere Ministerpräsidenten mögen in den

Chor mit einstimmen. Ist dieser Weg dafür wenigstens der bessere, der zielführendere, der er-

folgversprechendere? Die Studie Die Bundesländer im Standortwettbewerb, deren Ergebnisse hier

kurz zusammengefasst werden, kann hier einige Fingerzeige geben, die Haushaltspolitik erweist

sich als wichtiger Erfolgsfaktor.

* Prof. Dr. Norbert Berthold ist Inhaber des Lehrstuhls
für Volkswirtschaftslehre, Wirtschaftsordnung und
Sozialpolitik an der Universität Würzburg, Holger
Fricke ist an diesem Lehrstuhl wissenschaftlicher
Mitarbeiter.

Erfolgsindex

Gewichtung 1 : 1 : 0.25

Erfolgsindex, Zusammensetzung

Zielgröße

BIP-Niveau

Zielgröße

BIP-Wachstum

Zielgröße
Sozialhilfe-

empfängerzahlen

Zielgröße
innere 

Sicherheit

Zielgröße

Arbeitslosigkeit

Zielgröße 

Erwerbstätigkeit

Zielgrößenbereich Beschäftigung

Gewichtung 1 : 1

Zielgrößenbereich Einkommen

Gewichtung 1 : 1

Zielgrößenbereich Sicherheit

Gewichtung 1 : 1
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– Zunächst wird ein Erfolgsindex ermittelt, der ausdrückt,
wie attraktiv und erfolgreich die einzelnen Bundesländer
im Standortwettbewerb sind. Hierfür werden die drei Be-
reiche (»Beschäftigung«, »Einkommen«, »Sicherheit«) mit
ihren jeweils zwei Zielgrößen zum umfassenden Erfolgs-
index aggregiert.

– Anschließend wird anhand des Aktivitätsindex untersucht,
welche Faktoren für den jeweiligen Erfolg oder Misserfolg
verantwortlich sind, inwieweit ein Land durch politische
Bemühungen zum eigenen Erfolg beiträgt. Dazu erfolgt
eine Panel-Schätzung für sämtliche Bundesländer und
Jahre seit der Wiedervereinigung. Dabei werden für jede
der sechs Zielgrößen die signifikanten Einflussfaktoren
ermittelt. Spiegelbildlich zum Erfolgsindex werden dann
die Aktivitätsniveaus für die sechs Zielgrößen zu drei Ak-
tivitätsbereichen und diese wiederum zum umfassen-
den Aktivitätsindex aggregiert.

In der aktuellen Studie steht der Zeitraum 2002–2004 im
Mittelpunkt. Er liegt dem Erfolgsindex zugrunde. Der Aktivi-
tätsindex, der Faktoren abbildet, die teilweise erst nach ei-
ner gewissen Zeit ihre volle Wirkung entfalten, bezieht sich
auf den Zeitraum 2001–2003.

Erfolgsindex

Im Erfolgsindex bilden die Länder Hamburg, Bayern, Ba-
den-Württemberg und Hessen das Spitzenquartett (vgl.

Tab. 1; vgl. Berthold, Fricke und Kullas 2005, 25–41 sowie
Berthold, Fricke und Kullas 2005b, 12–14 zum unterschied-
lichen Erfolg der Bundesländer im Erfolgsindex und bei den
einzelnen Zielgrößen). Bremen, vormals Fünfter, fällt ins Mit-
telfeld zurück. Hamburg kann sich noch einmal knapp an
der Spitze behaupten. Die überragende Wirtschaftskraft und
eine hohe Erwerbstätigenquote sichern der Hafenstadt noch
einmal den Spitzenplatz. Bayern konnte den Abstand zur
Hansestadt jedoch halbieren und liegt nun fast gleichauf.
Der Freistaat präsentiert sich bei allen sechs Zielgrößen stark.
Der Bereich »Sicherheit« ist eine bayerische Domäne. Ne-
ben Bayern konnte sich auch Hessen besser als die beiden
übrigen Bundesländer des Spitzenquartetts entwickeln. Das
Land konnte fast zum Dritten, Baden-Württemberg, auf-
schließen. Hessen wirft dabei die höchste Wirtschaftskraft
aller Flächenländer in die Waagschale, Baden-Württemberg
die niedrigste Arbeitslosenquote.

Die übrigen westdeutschen Bundesländer bilden das Mit-
telfeld des Bundesländervergleichs. Rheinland-Pfalz und das
Saarland im Südwesten der Republik entwickeln sich stark
und knüpfen damit an die positive Entwicklung an, die be-
reits im Ranking 2003 zu beobachten war. Rheinland-Pfalz
profitiert davon, dass es erstmals seit der Wiedervereinigung
mit die kräftigste Wachstumsdynamik aufweist. Dadurch ge-
lingt es, Bremen vom fünften Rang zu verdrängen. Im Saar-
land entwickelt sich die Beschäftigungssituation unter allen
alten Bundesländern am positivsten. Auch die norddeut-
schen Flächenländer Schleswig-Holstein und Niedersach-

i fo  Schne l ld ienst  16/2005 –  58.  Jahrgang

8

Tab. 1 
Erfolgsindex, Beobachtungszeiträume 2002–2004 und 1999–2001
Gewichtung der Bereiche Einkommen, Beschäftigung und Sicherheit mit 1:1:0,25

Zeitraum 2002–2004

Veränderungen
gegenüber Zeitraum

1999–2001
Zeitraum 1999–2001

 Bundesland Punkte Ränge Punkte Bundesland Punkte

Rang 1 Hamburg 7,64 0 – 0,45  1 Hamburg 8,09

Rang 2 Bayern 7,55 0  – 0,35 2 Bayern 7,90

Rang 3 Baden-Württemberg 7,12 0 – 0,56 3 Baden-Württemberg 7,68

Rang 4 Hessen 6,93 0 – 0,38 4 Hessen 7,31

Rang 5 Rheinland-Pfalz 6,39 2 0,37 5 Bremen 6,57

Rang 6 Bremen 6,36 – 1 – 0,21 6 Saarland 6,10

Rang 7 Saarland 6,12 – 1 0,02 7 Rheinland-Pfalz 6,02

Rang 8 Schleswig-Holstein 5,91 1 0,51 8 Nordrhein-Westfalen 5,77

Rang 9 Nordrhein-Westfalen 5,52 – 1 – 0,25 9 Schleswig-Holstein 5,40

Rang 10 Niedersachsen 5,51 0 0,16 10 Niedersachsen 5,35

Rang 11 Sachsen 4,42 0 0,57 11 Sachsen 3,85

Rang 12 Thüringen 4,21 0 0,41 12 Thüringen 3,80

Rang 13 Sachsen-Anhalt 2,92 3 0,70 13 Berlin 3,09

Rang 14 Brandenburg 2,46 1 0,02 14 Mecklenburg-Vorp. 2,61

Rang 15 Berlin 2,45 – 2 – 0,64 15 Brandenburg 2,44

Rang 16 Mecklenburg-Vorp. 2,29 – 2 – 0,32 16 Sachsen-Anhalt 2,22

Deutschland 5,79 – 0,22      Deutschland 6,01



Forschungsergebnisse

sen können sich verbessern. Nordrhein-Westfalen verliert
stärker als alle anderen Länder im Mittelfeld. Hierdurch fällt
NRW fast bis ans Ende der westdeutschen Bundesländer
zurück, wo Niedersachsen seinen bisherigen negativen Trend
umkehren konnte. Die unterschiedlichen Entwicklungslinien
führen dazu, dass sich die Standortqualitäten der Länder im
Mittelfeld deutlicher unterscheiden als zuvor.

Hoffnungsvoll stimmt, wie sich am Ende des Rankings die
Standortattraktivität der ostdeutschen Länder verändert.
Auch bei ihnen läuft die Entwicklung auseinander. Während
Brandenburg stagniert, Mecklenburg-Vorpommern auf den
letzten Platz zurückfällt und Berlin den größten Punktwert-
verlust aller Bundesländer zu verkraften hat, verbessern sich
die drei mitteldeutschen Länder klar. Sachsen-Anhalt ver-
zeichnet den größten Punktezuwachs, der seit der Wieder-
vereinigung je für ein Land ermittelt wurde. Sachsens Punkt-
gewinn ist der zweithöchste, Thüringens der vierthöchste.
Mit den drei mitteldeutschen Ländern gelingt es ostdeut-
schen Bundesländern erstmals, ihren Punktwert relativ zur
bundesweiten Entwicklung deutlich zu steigern. Demnach
kann sich auch im Osten eine gute Politik auszahlen. Ent-
wicklungsperspektiven werden also nicht allein durch die
Zugehörigkeit zur Gruppe der neuen Länder bestimmt. We-
niger als zuvor erscheinen die östlichen Bundesländer als
monolithischer Block am Ende des Bundesländerrankings.

Sachsen zählt zu den Wachstumsspitzenreitern, und die Er-
werbstätigenquote fällt im Freistaat kaum niedriger als in den

schwächeren Westländern aus. Thüringens Arbeitslosen-
quote (offen und verdeckt) sinkt noch einmal kräftig und ist
nun niedriger als die Berlins, Bremen liegt in Reichweite. So-
wohl Thüringen als auch Sachsen glänzen mit einer relativ
stabilen Sicherheitslage. Sachsen-Anhalt findet Anschluss
an die bundesdeutsche Wachstumsdynamik. Die Arbeits-
losenquote (offen und verdeckt) des Landes sinkt stärker als
irgendwo sonst, die Erwerbstätigenquote Sachsen-Anhalts
hat sich stabilisiert. Im Erfolgsindex liegen Sachsen und Thü-
ringen nun deutlich näher bei den schwächeren westdeut-
schen Ländern als beim Schlusstrio im Nordosten der Re-
publik.

Aktivitätsindex

Während der Erfolgsindex die Standortqualitäten und Le-
bensverhältnisse der einzelnen Bundesländer relativ zuein-
ander abbildet, fließen in den Aktivitätsindex diejenigen Fak-
toren ein, die zum jeweiligen Erfolg beitragen und als Re-
gressoren der ökonometrischen Schätzungen das Abschnei-
den der Länder bei den einzelnen Zielgrößen erklären. Der
Aktivitätsindex erlaubt eine Einschätzung der politischen Be-
mühungen der Länder, im Standortwettbewerb erfolgreicher
abzuschneiden.

Spitzenreiter im Aktivitätsindex sind wie bereits zuvor die bei-
den Südländer Baden-Württemberg und Bayern. Rheinland-
Pfalz kann seinen dritten Platz festigen (vgl. Tab. 2; vgl. Bert-
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Tab. 2 
Aktivitätsindex, Beobachtungszeiträume 2001–2003 und 1999–2001
Gewichtung der Bereiche Einkommen, Beschäftigung und Sicherheit mit 1:1:0,25

Zeitraum 2001–2003

Veränderungen
gegenüber Zeitraum

1999–2001
Zeitraum 1999–2001

Bundesland Punkte Ränge Punkte Bundesland Punkte

Rang 1 Baden-Württemberg 7,33 0 0,01 1 Baden-Württemberg 7,31

Rang 2 Bayern 6,85 0 – 0,09 2 Bayern 6,94

Rang 3 Rheinland-Pfalz 6,46 0 0,07 3 Rheinland-Pfalz 6,39

Rang 4 Niedersachsen 6,06 0 – 0,09 4 Niedersachsen 6,15

Rang 5 Hessen 5,96 2 0,10 5 Nordrhein-Westfalen 5,93

Rang 6 Nordrhein-Westfalen 5,93 – 1 – 0,01 6 Schleswig-Holstein 5,88

Rang 7 Schleswig-Holstein 5,92 – 1 0,04 7 Hessen 5,85

Rang 8 Saarland 5,75 1 0,05 8 Hamburg 5,78

Rang 9 Hamburg 5,40 – 1 – 0,37 9 Saarland 5,70

Rang 10 Sachsen 5,33 0 0,15 10 Sachsen 5,18

Rang 11 Bremen 4,77 0 0,00 11 Bremen 4,77

Rang 12 Brandenburg 4,41 1 – 0,08 12 Thüringen 4,61

Rang 13 Thüringen 4,27 – 1 – 0,34 13 Brandenburg 4,48

Rang 14 Berlin 4,22 0 – 0,23 14 Berlin 4,45

Rang 15 Sachsen-Anhalt 4,07 0 – 0,22 15 Sachsen-Anhalt 4,30

Rang 16 Mecklenburg-Vorp. 3,82 0 – 0,37 16 Meckenburg-Vorp. 4,19

Deutschland 6,03 – 0,07      Deutschland 6,10



Forschungsergebnisse

hold, Fricke und Kullas 2005, 53–56 zum Abschneiden der
Länder im Aktivitätsindex). Das Mittelfeld bilden die übrigen
westdeutschen Flächenländer sowie Hamburg und Sach-
sen. Auf den hinteren Rängen befinden sich die restlichen
neuen Bundesländer sowie die Stadtstaaten Bremen und
Berlin. Mecklenburg-Vorpommern hält mit dem niedrigsten
je im Aktivitätsindex gemessenen Punktwert die rote Later-
ne. Dies korrespondiert mit dem letzten Rang im Erfolgs-
index.

Die gute Position von Rheinland-Pfalz im Aktivitätsindex geht
mit der Aufwärtsbewegung im Erfolgsindex einher, die für
das Land seit Mitte der neunziger Jahre festzustellen ist.
Rheinland-Pfalz steht damit exemplarisch dafür, dass sich
mit stetigen politischen Bemühungen auch Anpassungs-
schocks wie der Truppenabzug aus dem Land überwinden
lassen. Nordrhein-Westfalen ist ebenfalls von den Folgen
struktureller Veränderungen betroffen. Der schwächere
Punktwert im Aktivitätsindex deutet jedoch darauf hin, dass
zwischen Rhein und Weser politisch weniger konsequent
als in Rheinland-Pfalz auf die Anpassungslasten reagiert wur-
de. Entsprechend fällt Nordrhein-Westfalen im Standortwett-
bewerb der Bundesländer zurück.

Sachsen demonstriert, dass auch die neuen Bundesländer
die Weichen auf Erfolg stellen können: Weit vor allen übri-
gen ostdeutschen Bundesländern hält der Freistaat im Ak-
tivitätsindex den Anschluss ans Mittelfeld. Dementsprechend
bewegt sich Sachsen auch im Erfolgsindex auf die schwä-
cheren westdeutschen Länder zu. 

Haushaltspolitik als Erfolgsfaktor

Welche Länder im Aktivitätsindex gut abschneiden und da-
mit konsequent auf ihren Erfolg hinarbeiten, hängt nicht zu-

letzt vom jeweiligen finanziellen Handlungsspielraum ab. Die
ökonometrischen Berechnungen belegen den großen Ein-
fluss der Haushaltspolitik (vgl. Berthold, Fricke und Kullas
2005, 44–59 zu den Bestimmungsfaktoren erfolgreicher Län-
derpolitik). So beeinträchtigt ein hoher Schuldenstand das
Wirtschaftswachstum. 12,9% des Erklärungsgehalts der
ökonometrischen Schätzung für die Zielgröße Wirtschafts-
wachstum entfallen auf diesen Wirkungsfaktor (vgl. Tab. 3).
Entscheidend ist für Landesregierungen nicht nur, dass durch
eine sparsame Haushaltsführung Verschuldung und Zins-
last im Rahmen gehalten werden können, um handlungsfä-
hig zu bleiben. Wichtig ist auch, wie die Länder den verblei-
benden haushaltspolitischen Spielraum nutzen. Investitio-
nen in die Zukunft des Landes erweisen sich in den ökono-
metrischen Schätzungen als positiv. Mit einer leistungsfähi-
gen Verkehrsinfrastruktur, gut ausgestatteten Hochschulen
und einer angemessen geförderten Forschungslandschaft,
von der Innovationsimpulse ausgehen, werden günstige Vor-
aussetzungen für wirtschaftliche Aktivität und ein hohes Be-
schäftigungsniveau geschaffen.

Die haushaltspolitischen Parameter fallen für die einzelnen
Bundesländer unterschiedlich gut aus (vgl. Tab. 4; vgl. Bert-
hold, Fricke und Kullas 2005, 220–231). Die Haushaltspo-
litik der Länder ist somit eine wichtige Erklärung dafür, dass
die Länder im Standortwettbewerb unterschiedlich erfolg-
reich sind. Innerhalb der Gruppen der westdeutschen Flä-
chenländer, der ostdeutschen Flächenländer und der Stadt-
staaten schneidet im Erfolgsindex jeweils dasjenige Bundes-
land am besten ab, dessen Pro-Kopf-Verschuldung die nied-
rigste ist. 

Schuldenlast und Zinslast der Länder sind beträchtlich (vgl.
Tab. 4). Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung sieht den »Rand der
Leistungsfähigkeit« der Bundesländer fast erreicht (vgl.
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Tab. 3 
Haushaltspolitische Bestimmungsfaktoren erfolgreicher Länderpolitik

Wirkungsfaktor Zielgröße Wirkungsrichtung Gewicht in %

Schuldenstand der Länder
a)

 Wirtschaftswachstum – 12,9 

Zinslastquote
b)

 Erwerbstätigkeit – 26,5 

Zinssteuerquote
c)
 Arbeitslosigkeit – 7,6 

Investitionsquote
d)
 Wirtschaftswachstum + 10,9 

Verkehrsinfrastruktur
e) Bruttoinlandsprodukt 

Arbeitslosigkeit 
Innere Sicherheit

+ 
+ 
+ 

4,6 
0,6 
4,8 

Ausgaben für Hochschulen
f) Arbeitslosigkeit 

Wirtschaftswachstum
+ 
+ 

4,8 
1,1 

Ausgaben für Forschung und Entwicklung
f)
 Bruttoinlandsprodukt + 10,1 

a)
In Euro pro Einwohner. – 

b)
 Prozentualer Anteil der Zinsausgaben des Landes am Landeshaushalt. –

c)
 Zinsaus-

gaben des Landes in Prozent der Steuereinnahmen. –
d)

 Prozentualer Anteil der Investitionsausgaben des Landes
am Landeshaushalt. –

e)
 Kombinierter Indikator; Bundesautobahnen, Bundesstraßen, Luftfahrtpassagiere, Fläche

und Einwohnerzahl fließen ein. – 
f)
 In Prozent, Anteil am Landeshaushalt. – 

g)
 In Euro pro Einwohner.



Forschungsergebnisse

Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung 2004, 544). Den Finanzminis-
tern fällt es immer schwerer, verfassungsgerechte Haus-
halte vorzulegen. Nach den meisten Landesverfassungen
darf die Neuverschuldung die Investitionsausgaben nur
im Ausnahmefall übersteigen. Die Hälfte der Länder hat
es 2004 nicht geschafft, die Regelobergrenze der Neu-
verschuldung einzuhalten. Zu viele Schulden machten Ber-
lin, Bremen, Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern und
Sachsen-Anhalt. Im laufenden Jahr dürften sich weitere
Länder zu dieser Gruppe hinzugesellen. In den kommen-
den Jahren werden die Landeshaushalte zusätzliche Las-
ten zu tragen haben. Die Pensionslasten für ehemalige Lan-
desbeamte werden ansteigen und sich in vielen Ländern
in absehbarer Zeit verdoppeln. Außerdem dürfte das Zins-
niveau zukünftig eher höher liegen als momentan. Zusätz-
lich müssen viele Bundesländer befürchten, dass Kredit-
geber angesichts der sich immer höher türmenden Schul-
denberge zukünftig einen spürbaren Risikoaufschlag ver-
langen.

Die Haushaltskonsolidierung nur halbherzig zu betreiben und
auf Entschuldungshilfen zu hoffen, wäre aus Ländersicht
höchst gefährlich: Wenn sich gleich mehrere, auch größere
Länder in einer Haushaltskrise befinden, ist kaum daran zu
denken, diesen durch Transfers aus der Patsche zu helfen;
noch dazu, da sich die Haushaltslage des Bundes in den
kommenden Jahren kaum entspannen dürfte. Selbst dann,
wenn einige Gebietskörperschaften über die finanziellen Res-
sourcen verfügten, andere zu unterstützen, wären Trans-
fers an Haushaltsnotlagenländer aus Anreizgesichtspunk-
ten verheerend (vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 2004, 544; Bert-
hold, Fricke und Kullas 2005a, 85 f. zur Problematik von Ent-
schuldungszahlungen). Gebietskörperschaften mit ange-
spannter Haushaltslage würde signalisiert, dass sie mit dem
Sparen nicht richtig ernst machen müssen, weil im Zweifel
schon jemand für sie einspringt. Finanzstarke Länder und
Bund würden zu der Einschätzung verleitet, dass es sich
nicht lohnt, finanzielle Spielräume zu erarbeiten, weil diese
sowieso verloren gingen, wenn man zur Entschuldung an-
derer beitragen muss.
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Tab. 4 

Haushaltspolitische Kennzahlen, Durchschnittswerte der Jahre 2001–2003

Schulden-
stand

a)
Zinslast-
quote

b)
Investitions-

quote
c)

Verkehrsinfra-
struktur

d)
FuE-

Ausgaben
e)

Ausgaben für
Hochschulen

f)

Deutschland 4 681 7,4 12,8 3,85 230 8,2

Bayern 1 560 2,9 13,7 4,30 226 8,8

Baden-
Württemberg 3 175 5,4 10,8 3,25 238 9,7

Hessen 4 106 6,9 9,0 7,68 223 9,7

Nordrhein-
Westfalen 4 929 9,6 9,3 3,95 207 9,6

Nieder-
sachsen 5 038 10,1 10,7 3,36 235 9,7

Rheinland-
Pfalz 5 154 9,3 10,5 4,23 159 6,2

Saarland 6 144 11,4 10,7 3,96 204 7,5

Schleswig-
Holstein 6 177 11,4 9,2 3,18 173 7,2

Sachsen 2 450 3,7 26,8 3,29 253 8,0

Mecklenburg-
Vorpommern 4 992 6,5 21,2 3,24 215 6,8

Thüringen 5 094 6,8 20,7 3,08 234 6,9

Brandenburg 5 716 7,6 20,5 3,87 124 3,6

Sachsen-
Anhalt 6 045 7,7 20,7 2,75 224 7,2

Hamburg 10 667 10,1 12,0 5,07 337 6,4

Berlin 12 960 10,1 11,2 3,40 444 6,2

Bremen 14 674 12,2 17,4 3,88 403 5,4
a)

 In Euro pro Einwohner. – 
b)

 Prozentualer Anteil der Zinsausgaben des Landes am Landeshaushalt. – 
c)
 Prozen-

tualer Anteil der Investitionsausgaben des Landes am Landeshaushalt. – 
d)

 Kombinierter Indikator; Bundesautobah-
nen, Bundesstraßen, Luftfahrtpassagiere, Fläche und Einwohnerzahl fließen ein. –

e)
 In Euro pro Einwohner. –

f)
 In

Prozent, Anteil am Landeshaushalt.

Quelle: Jeweils Statistisches Bundesamt; Statistische Landesämter; BMBF, Faktenbericht 2004; Berechnungen der
Autoren.
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Angesichts der beschriebenen Problemlagen dürfen Länder
keinesfalls erwarten, im Falle eines Falles Entschuldungs-
zahlungen zu erhalten. Somit sind sie darauf angewiesen,
etwaige Haushaltsprobleme selbst in den Griff zu bekom-
men. Solange Landesregierungen die Einnahmenseite kaum
beeinflussen können, gilt es, die Ausgaben auf das Essen-
tielle zu konzentrieren. Die ökonometrischen Berechnungen
zeigen, dass Investitionen mehr Wachstum und Beschäfti-
gung bringen. Konsumtive Ausgaben hingegen sollten auf
ein Mindestmaß beschränkt werden. 

Konsolidierung!

Nicht nur mit Blick auf die Zukunft ist Haushaltsdisziplin an-
zumahnen. Auch die aktuelle wirtschaftliche Entwicklung
profitiert von einer soliden Haushaltspolitik. Schließlich stellt
es ein Investitionshindernis dar, wenn Bundesländer aus
Sicht der Investoren auf eine Haushaltskrise zusteuern und
Landesregierungen sich anschicken, jeden Handlungsspiel-
raum zu verlieren. Gerade neu gewählte Landesregierungen
wie die in Nordrhein-Westfalen oder Schleswig-Holstein ha-
ben die Möglichkeit, mit einem klaren Einschnitt den Über-
gang zu nachhaltiger Haushaltspolitik deutlich sichtbar zu
markieren. Auf die eingangs gestellte Frage »Kredite oder
Konsolidierung?« kann die Antwort also nur lauten: Konso-
lidierung!

Literatur
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Motivation der Studie – theore-
tische Fundierung und empirische
Evidenz

Der Ökonom und Nobelpreisträger Gary
S. Becker (1968) hat mit seiner Arbeit
»Crime and Punishment: An Economic
Approach« einen wichtigen und provo-
kanten Beitrag zu unserem Verständnis
von Kriminalität geleistet. Demnach stellt
Kriminalität ein normales soziales Phä-
nomen dar, dessen vollständige Beseiti-
gung durch den Staat weder möglich ist
noch angestrebt werden sollte. Der Grund
hierfür ist, dass Straftaten zwar einerseits
erhebliche volkswirtschaftliche Kosten
verursachen, die Reduktion von Krimina-
lität aber andererseits nicht zum Nulltarif
zu haben ist, sondern nur mit dem Ein-
satz knapper öffentlicher Ressourcen
– man denke an die Kosten von Polizei,
Justiz und Strafvollzug – erreicht werden
kann. Deshalb müsse es Ziel des Staa-
tes sein, das Kriminalitätsniveau durch

den gezielten Einsatz der ihm zur Verfü-
gung stehenden Einflussmöglichkeiten,
die in der Abschreckungswirkung von
Strafe und Strafverfolgung bestehen, so
zu wählen, dass die Kosten einer zusätz-

Horst Entorf* und Hannes Spengler**

Ökonometrie der Kriminalität1

Gemäß der klassischen ökonomischen Theorie der Kriminalität sollte ein Anstieg der erwarteten

Strafe (also des Produktes aus Strafwahrscheinlichkeit und Strafmaß) eine Reduktion der Krimina-

lität bewirken. In der empirischen Analyse gestaltet sich ein Test dieser überschaubar anmutenden

Hypothese als äußerst komplex. »Kriminalität« gliedert sich in eine Vielzahl von Deliktgruppen und

die Operationalisierung von »Strafwahrscheinlichkeit« durchläuft im rechtsstaatlichen System die

Handlungen und Entscheidungen der Institutionen »Polizei«, »Staatsanwaltschaft« und »Gericht« und

variiert in den Zahlen zu Aufklärungs-, Anklage- und Verurteilungsquoten sowie in Entscheidungen

über Geld-, Haft- und Bewährungs- oder Jugendstrafen. Üblicherweise wird in der empirischen

Kriminalitätsforschung nur ein Bruchteil dieser Zusammenhänge gleichzeitig berücksichtigt. Den

Autoren der Studie ist es gelungen, dieses Defizit zu überwinden und eine entsprechend umfas-

sende, mit Bundesländerdaten des Zeitraums 1977–2001 der Polizeilichen Kriminalstatistik und der

Strafverfolgungsstatistik aufgebaute Datenbank (RegKrimDA) zu erstellen. In der vorliegenden Ar-

beit werden die Daten und ihre Nutzbarkeit anhand deskriptiver Darstellungen und einer panelöko-

nometrischen Untersuchung der Wirkung des deutschen Strafverfolgungssystems auf das Aufkom-

men an Kriminalität in den sechs wichtigsten Deliktgruppen vorgestellt. Die Ergebnisse liefern deut-

liche Anzeichen für die Wirksamkeit von Abschreckung und somit eine empirische Bestätigung der

ökonomischen Theorie der Kriminalität. Als wichtigster kriminalitätsreduzierender Faktor erweist

sich die Verurteilungswahrscheinlichkeit von polizeilich ermittelten Tatverdächtigen. Eine konse-

quentere Verurteilung von prinzipiell anklagefähigen Tatverdächtigen, deren Ermittlungsverfahren

in den letzten Jahren immer häufiger von den Staatsanwaltschaften (aus Opportunitätsgründen) ein-

gestellt werden, könnte daher – entgegen der Auffassung weiter Teile der deutschen Kriminologie

– sinnvoll sein. In einem Forschungsausblick wird aufgezeigt, wie die Datenbank unter Nutzung

entsprechender Methoden und Erweiterungen im Rahmen von Kosten-Nutzen-Analysen der deut-

schen Kriminalpolitik eingesetzt werden könnte.

* Technische Universität Darmstadt.
** Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung und

Technische Universität Darmstadt.
1 An zahlreichen Stellen des Textes wird auf die aus-

führlicheren Darstellungen in zwei anderen, das glei-
che Thema behandelnden Arbeiten der Autoren
(Spengler 2004 und Entorf und Spengler 2005) ver-
wiesen, die der geneigte Leser bequem und kos-
tenfrei im Internet abrufen kann (URLs siehe Lite-
raturverzeichnis). Für inhaltliche und methodische
Hinweise bedanken wir uns bei Thiess Büttner, San-
dra Schaffner und den Teilnehmern des CES Lunch-
time Seminars an der Universität München – ins-
besondere bei Hans-Werner Sinn. Ferner haben
wir von der Unterstützung durch zahlreiche wissen-
schaftliche Hilfskräfte an der Technischen Univer-
sität Darmstadt und am Zentrum für Europäische
Wirtschaftsforschung (ZEW) profitiert, wofür wir uns
ebenso bedanken möchten, wie für die Bereitstel-
lung von Daten aus der Polizeilichen Kriminalsta-
tistik durch Franz Rohrer und Hans Fröhlich und
aus der Strafverfolgungsstatistik durch Stefan
Brings und Hans-Albert Conrad. Für finanzielle Un-
terstützung im Rahmen des Projektes »Kosten und
Nutzen von Haft und Haftvermeidung« sei der Volks-
wagenStiftung gedankt.
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lichen Einheit Abschreckung genau dem dadurch erzielten
Nutzen in Form eines verringerten Kriminalitätsaufkommens
entsprechen. Oder in anderen Worten ausgedrückt: Es ist
jenes Kriminalitätsniveau volkswirtschaftlich optimal, bei dem
die Grenzkosten der Abschreckung ihren Grenzerträgen ent-
sprechen.

Was in der Theorie einfach und plausibel klingt, ist in der
praktischen Anwendung hochkomplex, da die Kenntnis der
(volkswirtschaftlichen) Kosten von Straftaten, der Kosten von
Institutionen und Maßnahmen zur Kriminalitätsreduktion und
der Wirkungsmechanismen und -stärken von Strafe und
Strafverfolgung vorausgesetzt wird. Einmal mehr lohnt sich
hier der Blick über den Atlantik, wo die diesbezügliche For-
schung am weitesten fortgeschritten ist und konkrete Kos-
ten-Nutzen-Überlegungen zu Maßnahmen der Krimi-
nalitätsreduktion angestellt werden (können). So errechnet
Levitt (1997) unter Verwendung der Untersuchungen zu
Kriminalitätskosten von Cohen (1988) und Miller, Cohen und
Rossman (1993), dass ein zusätzlicher in einer US-ame-
rikanischen Großstadt eingesetzter Polizeioffizier zu einer
Kriminalitätsreduktion im Gegenwert von mindestens
200 000 US-$ beitragen würde, sich die durch seine Ein-
stellung induzierten Kosten aber lediglich auf 80 000 US-$
belaufen würden. Da hier der Grenzertrag die Grenzkosten
der Abschreckung übersteigt, wäre die Einstellung zusätz-
licher Polizisten sinnvoll.

Für Deutschland liegen solche Studien leider nicht vor, da sich
der Evaluationsgedanke in der von Juristen dominierten deut-
schen Kriminalitätsforschung erst in jüngster Zeit zu etablie-
ren beginnt.2 So sucht man z.B. (fast) vergeblich nach For-
schungsarbeiten, welche die Kosten von Straftaten, insbe-
sondere unter Einbeziehung der immateriellen Opferkosten
(wie sie z.B. in Einbußen der Lebensqualität der Opfer von
Gewaltdelikten bestehen), untersuchen. Die einzige Studie für
Deutschland, die den Versuch unternimmt, auch die imma-
teriellen Kosten der Kriminalität zu berücksichtigen, ist Speng-
ler (2004). Er ermittelt einen volkswirtschaftlichen Schaden
aus Straftaten mit tödlichem Ausgang (ohne Straftaten im
Straßenverkehr) in Höhe von 4,5 bis 10,2 Mrd. € (bzw. 2,5
bis 5,7 Mrd. € ohne Fahrlässigkeitsdelikte).

Auch was die Kosten der Strafverfolgung betrifft, ist die In-
formationslage in Deutschland sehr bescheiden, was nicht
zuletzt an der bis heute vorherrschenden Kameralistik im
Bereich der öffentlichen Hand liegt. So sucht man in offi-
ziellen Quellen vergeblich nach Angaben über die durch-
schnittlichen Kosten eines Polizisten, Staatsanwaltes, Rich-

ters oder gar Haftplatzes. Verfügbar sind lediglich wenig
differenzierte Statistiken über die Ausgaben der öffentlichen
Haushalte nach Aufgabenbereichen, denen z.B. zu entneh-
men ist, dass bundesweit im Jahre 2002 14 Mrd. € für Bun-
desgrenzschutz und Polizei, 7,2 Mrd. € für ordentliche Ge-
richte und Staatsanwaltschaften und 2,3 Mrd. € für Justiz-
vollzugsanstalten verausgabt wurden (siehe Statistisches
Bundesamt 2005). 

Schließlich fehlt es hierzulande an einer stringenten Unter-
suchung der Vielzahl staatlicher Einflussmöglichkeiten auf
das Kriminalitätsaufkommen. Becker (1968) liefert hierfür
das theoretische Gerüst, indem er dem gesellschaftlichen
Kriminalitätsaufkommen ein individuelles, rationales Entschei-
dungskalkül zugrunde legt, wonach eine Person dann eine
Straftat begeht, wenn der ihr daraus resultierende Nutzen
jenen Nutzen übersteigt, der ihr durch die alternative (lega-
le) Verwendung ihrer Zeit und Ressourcen entstünde. Vor-
teile und Nachteile einer Straftat beurteilt der potentielle Straf-
täter anhand der Wahrscheinlichkeit, festgenommen und
verurteilt zu werden, sowie angesichts der Härte einer aus
der Verurteilung resultierenden Strafe. Unter der Prämisse
der Zulässigkeit mikroökonomischer Fundierung aggregier-
ten Entscheidungsverhaltens bedeutet dies, dass die ge-
sellschaftliche Kriminalitätsrate von der durchschnittlichen
Bestrafungswahrscheinlichkeit und Strafhärte abhängig ist
– also von zwei Instrumenten, deren Ausgestaltung weitge-
hend in staatlicher Hand liegt. De facto kann und sollte der
von Becker vereinfacht mit zwei Variablen beschriebene
Strafverfolgungsprozess in empirischen Untersuchungen
unter Ausnutzung des Wissens über die jeweiligen institu-
tionellen Gegebenheiten detaillierter abgebildet werden. In
Deutschland besteht die erste Stufe dieses Prozesses in der
polizeilichen Ermittlungsarbeit, die im Erfolgsfall mit der Auf-
klärung, d.h. der Feststellung eines Tatverdächtigen abge-
schlossen wird. Sodann muss die Staatsanwaltschaft dar-
über entscheiden, ob gegen den Tatverdächtigen Anklage
erhoben oder das Verfahren eingestellt wird. Wird Anklage
erhoben, muss sich der Tatverdächtige vor Gericht verant-
worten, wobei seine Aburteilung zu einem Freispruch oder
einer Verurteilung führen kann. Im Falle der Verurteilung kann
eine Haftstrafe mit oder ohne Bewährung oder eine Geld-
strafe – im Bereich des Jugendgerichtsgesetzes auch Straf-
arrest oder Erziehungsmaßregeln (jedoch keine Geldstrafe)
– verhängt werden. Schließlich ist noch zu beachten, wie
hoch die verhängte Strafe z.B. in Termini der Haftdauer oder
Höhe der Geldstrafe ausfällt.

Im Gegensatz zum angelsächsischen Sprachraum (vgl. Corn-
well und Trumbull 1994; Trumbull 1989 und Wolpin 1978;
1980) hat noch keine empirische Makrostudie für Deutsch-
land den Versuch unternommen, die Stufen des Strafverfol-
gungsprozesses vollständig abzubilden. Zumeist machen die
Untersuchungen sogar ausschließlich von der polizeilichen
Aufklärungsquote Gebrauch (Albrecht 1980; Büttner und
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2 Das Thema »Evaluation« kam zum einen beim Deutschen Jugendgerichts-
tag 2004 zur Geltung (mit »Sparzwang und Kriminalitätsrisiko« als Thema
eines Arbeitskreises), und zum anderen vor allem bei der Jahrestagung
der »Neuen Kriminologischen Gesellschaft (NKG)« (der wichtigsten Verei-
nigung deutscher Kriminologen), deren Konferenz 2005 den Titel »Krimi-
nologie und wissensbasierte Kriminalpolitik – Entwicklungs- und Evalua-
tionsforschung« trägt.
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Spengler 2002; Entorf 1996;  Entorf und Spengler 2000; 2002;
Entorf und Winker 2003). Ausnahmen stellen hier nur die Stu-
dien von Curti (1999) und Pfeiffer und Gelau (2002) dar, die
neben einem Maß für die Bestrafungswahrscheinlichkeit auch
einen Indikator für die Strafhöhe verwenden, jedoch in ande-
rer Hinsicht Schwächen oder eingeschränkte Aussagefähig-
keit aufweisen. So basieren die Zeitreihenanalysen von Cur-
ti lediglich auf 15 Beobachtungspunkten, und Pfeiffer und Ge-
lau untersuchen mit abweichendem Verhalten im Straßenver-
kehr ein Phänomen, das nicht im Bereich der klassischen Kri-
minalität angesiedelt ist. Auch jene Studien, die mit Individual-
daten arbeiten (Dölling 1983; Karstedt 1991; Schumann, Ber-
litz, Guth und Kaulitzki 1987; Schumann und Kaulitzki 1991
und Vilsmeier 1990), verwenden mit der (von den Proban-
den subjektiv empfundenen) Bestrafungswahrscheinlichkeit
und -höhe maximal zwei Strafverfolgungsindikatoren und kön-
nen somit nicht als umfassende Analysen des deutschen
Strafverfolgungssystems angesehen werden. Diese Lücke
soll durch die in diesem Beitrag wiedergegebenen For-
schungsergebnisse geschlossen werden.

Die vorliegende empirische Untersuchung beruht auf ei-
nem bisher noch nicht ausgewerteten, weil von den Au-
toren völlig neu aus Informationen der Polizeilichen Krimi-
nalstatistik (PKS) und Strafverfolgungssatistik (StVStat) zu-
sammengestellten Datensatz – der »Regionalen Krimina-
litäts- und Strafverfolgungsdatenbank an der TU Darm-
stadt (RegKrimDA)«. Die RegKrimDA ist ein Paneldaten-
satz, der die alten Bundesländer für den Zeitraum von
1977–2001 umfasst und es erlaubt, delikt- und alters-
spezifische Kriminalitätsraten und Strafverfolgungsindi-
katoren zu berechnen. Insbesondere ist es möglich, den
Strafverfolgungsprozess von der polizeilichen Ermittlungs-
arbeit bis zum richterlichen Urteilsspruch abzubilden. Ei-
ne weitere Innovation – auch im internationalen Vergleich
– besteht in der getrennten Betrachtung von Erwachse-
nen, für die das allgemeine Strafrecht (StGB) relevant ist,
und Jugendlichen, deren Aburteilung nach Jugendgerichts-
gesetz (JGG) erfolgt. Für den Bereich des Erwachsenen-
strafrechts stehen der Analyse dann z.B. Aufklärungs-, Ver-
urteilungs-, Inhaftierungs-, Bewährungs- und Geldstrafen-
quoten sowie mit der Länge von Haftstrafen und Anzahl
von Tagessätzen auch Indikatoren der Strafhöhe zur Ver-
fügung, die gemeinsam in Beziehung zum Kriminalitäts-
aufkommen gesetzt werden können. Die Schätzergeb-
nisse liefern deutliche Evidenz für die Wirksamkeit von Ab-
schreckung und damit für die empirische Relevanz der
ökonomischen Kriminalitätstheorie von Becker (1968). Al-
lerdings gilt dies nur für die ersten beiden Stufen des Straf-
verfolgungsprozesses, d.h. für die Wahrscheinlichkeit, von
der Polizei als Täter ermittelt (Aufklärungsquote), und für
die Wahrscheinlichkeit, nach einer Ergreifung verurteilt (Ver-
urteilungsquote) zu werden. Die Art und Höhe der Strafe
haben dagegen eine untergeordnete Bedeutung für das
Kriminalitätsaufkommen. 

Daten und Variablen des Strafverfolgungsprozesses

Um den gesamten Strafverfolgungsprozess umfassend mo-
dellieren, operationalisieren und schließlich in Beziehung zum
Kriminalitätsaufkommen setzen zu können, wird Datenma-
terial aus zwei Quellen der amtlichen Statistik – der Polizei-
lichen Kriminalstatistik (PKS) und der Strafverfolgungssta-
tistik (StVStat) – herangezogen. Die Zusammenführung von
Informationen aus PKS und StVStat resultiert in der »Re-
gionalen Kriminalitäts- und Strafverfolgungsdatenbank an
der TU Darmstadt (RegKrimDA)«, welche die Grundlage für
die nachfolgende empirische Analyse bildet.

Datenquellen und Datenprobleme

Die PKS des Bundeskriminalamtes und der Landeskriminal-
ämter liefert Informationen über das polizeilich registrierte Auf-
kommen von Straftaten, deren Aufklärung sowie die Struktur
der Tatverdächtigen. Die StVStat des Statistischen Bundes-
amtes und der statistischen Landesämter gibt Auskunft über
die Aburteilungs- und Verurteilungspraxis der Gerichte in Be-
zug auf angeklagte Tatverdächtige. Insbesondere geht aus der
StVStat die Art und Höhe der verhängten Strafen hervor. Dies-
bezügliche Informationen wurden für die acht »klassischen«
Kriminalitätskategorien (Mord und Totschlag, Vergewaltigung
und sexuelle Nötigung, Raub, räuberische Erperssung und räu-
berischer Angriff auf Kraftfahrer (nachfolgend vereinfacht als
»Raub« bezeichnet), gefährliche und schwere Körperverlet-
zung, schwerer Diebstahl, einfacher Diebstahl, Betrug, Sach-
beschädigung) jeweils für die alten Bundesländer3 und den
Zeitraum von 1976/77–2001 akquiriert. Als Problem erwies
sich hierbei, dass die zuständigen Ämter die PKS-Daten erst
ab dem Berichtsjahr 1987 und die Daten der StVStat über-
haupt nicht in einem PC-Format bereitstellen konnten. Die Kon-
sequenz bestand darin, dass sämtliche Daten der StVStat
sowie die PKS-Daten der Jahre 1977–1986 unter erheblichem
Zeit- und Personaleinsatz am Fachgebiet für Empirische Wirt-
schaftsforschung und Mikroökonometrie der TU Darmstadt
ausgehend von Papiertabellen in den Computer eingegeben
werden mussten. Erschwerend kam dabei hinzu, dass die oben
genannten Kriminalitätskategorien der Erfassungskonvention
der PKS entsprechen, im Rahmen der StVStat jedoch Para-
graphen des Strafgesetzbuchs das relevante Erfassungskrite-
rium darstellen und deshalb ein PKS-Code aus durchschnitt-
lich fünf StVStat-Codes (bzw. StGB Paragraphen) »nachge-
bildet« werden musste. So ergibt sich ein Gesamtvolumen
der Rohversion der RegKrimDA von ca. 1,4 Mill. Einzelwer-
ten, von denen über 90% per Hand eingegeben wurden.4

58.  Jahrgang –  i fo  Schne l ld ienst  16/2005

15

3 Von einer Datenakquisition für die neuen Bundesländer wurde abgese-
hen, da die StVStat dort zum Teil erst spät (Mecklenburg-Vorpommern
(2001), Thüringen (1997)) oder überhaupt nicht (Sachsen-Anhalt) einge-
führt wurde. Die Daten der PKS liegen dagegen (in brauchbarer Qualität)
seit dem Berichtsjahr 1993 für alle neuen Länder vor.

4 Tatsächlich wurden die per Hand einzugebenden Werte zu Kontrollzwe-
cken sogar zweimal eingetippt. So konnten durch einen Vergleich von Erst-
und Zweiteingabe fehlerhafte Eingaben identifiziert und korrigiert werden.
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Prinzipiell ermöglicht die RegKrimDA durch die Zusammen-
führung von PKS und StVStat die Erstellung eines umfas-
senden Indikatorensystems, das von der polizeilichen Er-
mittlungsarbeit bis zum richterlichen Urteilsspruch reicht. In
der praktischen, d.h. empirischen Umsetzung dieses Vor-
habens treten jedoch nicht unerhebliche Schwierigkeiten
auf, die in Spengler (2004) – in Verbindung mit Lösungsan-
sätzen – ausführlich diskutiert werden.5 Die Datenproble-
me betreffend kann insgesamt festgehalten werden, dass
diese zwar teilweise substanziell sind, sich jedoch, sofern
sie nicht ohnehin durch geeignete Approximationen ausge-
räumt werden können, stärker auf rein deskriptive Analy-
sen als auf multivariate Untersuchungen auswirken sollten. 

Strafverfolgungsindikatoren

Im Zuge der Modellierung des Strafverfolgungsprozesses
sollte beachtet werden, dass sich das allgemeine Straf-
recht und das Jugendstrafrecht hinsichtlich der vorgesehe-
nen Sanktionsformen und Eingriffsintensitäten grundsätz-
lich unterscheiden. Diese Tatsache ist vor allem in der In-
tention des Gesetzgebers begründet, bei strafrechtlichen
Entscheidungen gegen Jugendliche immer auch einen er-
zieherischen Gedanken zu verfolgen. So kennt das Jugend-
strafrecht, dessen Grundlage das Jugendgerichtsgesetz
(JGG) ist, mit den Erziehungsmaßregeln und Zuchtmitteln

zwei häufig angewendete Maßnahmeformen, die nicht die
Rechtswirkung einer Strafe besitzen, sondern im ersten Fall
ausschließlich auf die Förderung der Erziehung abstellen und
im zweiten Falle zusätzlich zum Erziehungsaspekt ahnden-
den Charakter besitzen. Des Weiteren sieht das JGG Geld-
strafe nicht als Hauptstrafe vor, und auch als Nebenstrafe
soll die Zahlung eines Geldbetrages nur dann angeordnet
werden, wenn dem Jugendlichen daraus keine Nachteile für
seine künftige Entwicklung (z.B. durch Verschuldung) ent-
stehen. Schließlich sieht das JGG keine Haftstrafe vor, de-
ren Dauer zehn Jahre übersteigt. Diese fundamentalen Un-
terschiede zwischen Jugend- und allgemeinem Strafrecht
legen es nahe, die Wirkung von Strafe auf das Kriminali-
tätsaufkommen nicht in einem einheitlichen Modell zu ana-
lysieren. Es gilt vielmehr, getrennte Systeme von Strafver-
folgungsindikatoren zu entwickeln und diese sodann im Rah-
men getrennter Schätzmodelle in Beziehung zu geeigneten
– d.h. altersspezifischen6 – Kriminalitätshäufigkeiten zu set-
zen. Tabelle 1 enthält einen Überblick über die in der empi-
rischen Analyse verwendeten Indikatorensysteme nach an-
gewendetem Strafrecht bzw. nach Altersgruppen. 

Eines der Indikatorensysteme bezieht sich auf Personen,
für die nur das allgemeine Strafrecht relevant ist. Dabei han-
delt es sich um Erwachsene ab dem 21. Lebensjahr. Für
die Berechnung der Strafverfolgungsindikatoren werden je-
doch nur verurteilte Erwachsene im Alter bis unter 60 Jah-
ren berücksichtigt. Der Grund für dieses Vorgehen ist zum
einen in der Einschränkung der Analysen auf Personen im
»kriminalitätsaktiven« Alter7 und zum anderen in potentiel-

i fo  Schne l ld ienst  16/2005 –  58.  Jahrgang

16

Tab. 1 
Strafverfolgungsindikatoren nach angewandtem Strafrecht bzw. Alter der Tatverdächtigen/Verurteilten

Allgemeines Strafrecht/Erwachsene (Personen im Alter von 21 bis unter 60 Jahren)

Aufklärungsquote (= aufgeklärte Fälle insgesamt/registrierte Fälle insgesamt)

Verurteilungsquote (= Verurteilte im Aller vom 21 bis unter 60 Jahren/Tatverdächtige im Alter 21–60 J.)

Inhaftierungsquote (= zu nicht ausgesetzten Haftstrafen Verurteilte im Alter 21–60 J./Verurteilte im Alter 21–60 J.)  

Bewährungsquote (= zu ausgesetzten Haftstrafen Verurteilte im Alter 21–60 J./Verurteilte im Alter 21– 60 J.)

Geldstrafenquote (= zu Geldstrafe (als schwerste Strafe) Verurteilte im Alter 21–60 J./Verurteilte im Alter 21–60 J.)

Ø Haftlänge von nicht ausgesetzten Haftstrafen von Verurteilten im Alter 21–60 J. (in Monaten)

Ø Anzahl von Tagessätzen bei Geldstrafe (sofern als schwerste Strafe verhängt) von Verurteilten im Alter 21–60 J.

Jugendstrafrecht/Jugendliche (Personen im Alter von 14 bis unter 18 Jahren)

Aufklärungsquote (= s.o.)

Verurteilungsquote (= Verurteilte im Aller vom 14 bis unter 18 Jahren/Tatverdächtige im Alter 14–18J.)

Inhaftierungsquote (= zu nicht ausgesetzten Haftstrafen Verurteilte im Alter 14–18 J./Verurteilte im Alter 14–18 J.) 

Bewährungsquote (= zu ausgesetzten Haftstrafen Verurteilte im Alter 14–18 J./Verurteilte im Alter 14– 18 J.)

Zuchtmittelquote (= zu Zuchtmitteln (als schwerste Strafe) Verurteilte im Alter 14–18 J./Verurteilte im Alter 14–18 J.) 

Erziehungsmaßregelquote (zu Erziehungsmaßregeln Verurteilte (als schwerste Strafe) / Verurteilte)

Ø Haftlänge von nicht ausgesetzten Haftstrafen von Verurteilten im Alter 14–18 J. (in Monaten)

5 Im Einzelnen bestehen diese Schwierigkeiten in der ausschließlichen Er-
fassung der registrierten Kriminalität in der PKS, der unterschiedlichen Er-
fassung von Tätern in PKS und StVStat, die innerhalb einer Periode meh-
rere verschiedene Straftaten begangen haben, die gleichzeitig verhandelt
werden, dem Auseinanderfallen des Erhebungszeitpunktes in PKS und
StVStat, der »Umdefinition« von Straftaten im Strafverfolgungsprozess, der
fehlenden deliktgruppen- und regionalspezifischen Kompatibilität der
Staatsanwaltschaftsstatistik (StA-Statistik) mit PKS und StVStat, der Um-
stellung der Tatverdächtigenzählung in der PKS und generellen Daten-
qualitätsproblemen.

6 Alterspezifische Kriminalitätsraten sind nicht umittelbar verfügbar, son-
dern müssen approximiert werden. Eine Darstellung des Prozedere kann
Spengler (2004) entnommen werden.

7 2003 waren nur 6,3% der Tatverdächtigen 60 Jahre oder älter. Zum Ver-
gleich: die 21- und 22-Jährigen stellten 6,4% der Tatverdächtigen (vgl. BKA
2004).
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len Verzerrungswirkungen des Zusammenwirkens der nied-
rigen Kriminalitätsneigung älterer Menschen und der voran-
schreitenden Überalterung der deutschen Gesellschaft auf
die abhängigen Variablen (d.h. die Kriminalitätsraten der
nachfolgenden Schätzungen) zu sehen. Das zweite System
ist für Personen im Alter von 14 bis unter 18 Jahren rele-
vant. Diese werden ausschließlich nach Jugendstrafrecht
abgeurteilt.

Sowohl das Indikatorensystem nach allgemeinem Strafrecht
als auch jenes nach Jugendstrafrecht soll den Strafverfol-
gungsprozess möglichst vollständig abdecken. Dieser be-
ginnt in der Regel im Anschluss an die Registrierung einer
Straftat mit der polizeilichen Ermittlungsarbeit, die im Erfolgs-
falle mit der Aufklärung der Straftat endet.8 Der erste Indi-
kator des Strafverfolgungssystems besteht deshalb in der
Aufklärungsquote, welche die Zahl der aufgeklärten in Be-
ziehung zur Zahl der registrierten Straftaten setzt. Bezüg-
lich der Aufklärungsquote ist eine altersspezifische Unter-
scheidung bzw. eine differenzierte Betrachtung nach Ju-
gend- und allgemeinem Strafrecht deshalb noch nicht mög-
lich, weil per Definition für registrierte, aber nicht aufgeklär-
te Straftaten Unkenntnis darüber besteht, von wem diese
verübt wurden. Es wird deshalb vereinfachend angenom-
men, dass die für Jugendliche und Erwachsene relevanten
Aufklärungsquoten gleich hoch sind und der allgemeinen
Aufklärungsquote entsprechen.

Wird eine Straftat polizeilich aufgeklärt, d.h. wird ein Tatver-
dächtiger/werden Tatverdächtige ermittelt, dann ist es Auf-
gabe der Staatsanwaltschaft, den Tatverdacht tatsächlich
und rechtlich zu bewerten und die Abschlussentscheidung
im Ermittlungsverfahren zu treffen. Letztere kann im Wesent-
lichen in einer Einstellung wegen fehlender Verurteilungs-
wahrscheinlichkeit, in Diversion – also in Einstellung aus Op-
portunitätsgründen mit oder ohne Auflage – oder in einer
Anklageerhebung bzw. einem Strafbefehlsantrag bestehen
(Bundesministerium des Inneren und Bundesministerium der
Justiz [BMA und BMJ] 2001, 344, 347). Kommt es zur An-
klage oder zu einem Strafbefehlsantrag, so erfolgt die Ab-
urteilung des Tatverdächtigen durch ein Gericht. Diese kann
in einem Freispruch, einer Verfahrenseinstellung – in die-
sem Zusammenhang wird auch von gerichtlicher Diversion
– oder in einer Verurteilung enden.9 Demnach ist es nahe-
liegend, die Verurteilungsquote als den auf die Aufklärungs-
quote folgenden Indikator heranzuziehen, wobei die Ope-
rationalisierung der Verurteilungsquote aufgrund der Verfüg-
barkeit altersspezifischer Angaben zu Tatverdächtigen in der
PKS und Verurteilten in der StVStat getrennt nach Erwach-
senen und Jugendlichen erfolgen kann (vgl. Tab. 1).10

Auf einer nachfolgenden Ebene können die Indikatorensyste-
me für Erwachsene und Jugendliche mit Maßen für Strafart
und Strafhöhe fortgesetzt werden. Im Erwachsenenstrafrecht
kann, sofern es zu einer Verurteilung kommt, das Urteil des
Richters entweder in einer nicht zur Bewährung ausgesetzten
Freiheitsstrafe, einer Bewährungsstrafe – also einer zur Be-
währung ausgesetzten Freiheitsstrafe – oder in einer Geldstra-
fe bestehen. Die zugehörigen Indikatoren sind die Inhaftie-
rungs-, Bewährungs- und Geldstrafenquote. Auch das Ju-
gendstrafrecht sieht nicht-ausgesetzte und ausgesetzte Frei-
heitsstrafen vor, die im Bereich des JGG jedoch als Jugend-
strafen bezeichnet werden. Geldstrafe ist im JGG nicht vor-
gesehen, dafür existieren mit den Zuchtmitteln11 und Erzie-
hungsmaßregeln12 zwei alternative Maßnahmeformen. Bei ge-
gebener Bestrafungsart wird die Höhe der Strafe schließlich
zum einen durch die Länge der verhängten nicht-ausgesetz-
ten Freiheitsstrafe und zum anderen durch die Anzahl der Ta-
gessätze13 gemessen. Im nachfolgenden Abschnitt werden
die hier entwickelten Strafverfolgungsindikatoren (neben den
anderen an der empirischen Analyse beteiligten Variablen) zu-
nächst deskriptiv dargestellt und sodann im Rahmen multi-
variater Analysen in Beziehung zum Kriminalitätsaufkommen
gesetzt.

Empirische Analyse

Die ökonomische Theorie der Kriminalität beruht auf einem
individuellen Kosten-Nutzen-Kalkül und ist deshalb eine Mi-
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8 »Aufgeklärter« Fall ist die rechtswidrige (Straf-)Tat, die nach dem (krimi-
nal-)polizeilichen Ermittlungsergebnis mindestens ein namentlich bekann-
ter oder auf frischer Tat ergriffener Tatverdächtiger begangen hat (BKA
2004, 12).

9 Weitere – quantitativ unbedeutende – Entscheidungen der Gerichte sol-
len hier unberücksichtigt bleiben.

10 Es bestünde hinsichtlich einer getrennten Erfassung staatsanwaltschaftlicher
und gerichtlicher Verfahrenserledigung auch die Möglichkeit einer sequen-
ziellen Indikatorenbildung, bei der zunächst eine Aburteilungsquote (= Abur-
teilungen/Tatverdächtige) und sodann eine auf Aburteilungen bedingte Ver-
urteilungsquote (= Verurteilungen/Aburteilungen) berechnet wird. Die mit Ab-
urteilungs- und bedingter Verurteilungsquote erzielten Schätzergebnisse lie-
ßen es jedoch angeraten erscheinen, einer direkten Operationalisierung der
Verurteilungsquote als »Verurteilungen/Tatverdächtige« den Vorzug zu geben,
da in fast allen Fällen in denen sich der Koeffizient der direkt berechnete Ver-
urteilungsquote als signifikant erwies, der Koeffizient der Aburteilungsquote
ebenfalls signifikant (und betragsmäßig etwas kleiner als jener der direkten
Verurteilungsquote) und der Koeffizient der bedingten Verurteilungsquote in-
signifikant ausfiel. Eine Erklärung für dieses Muster besteht darin, dass die
Variation der bedingten Verurteilungsquote offensichtlich zu gering ist, um aus-
sagefähige Schätzergebnisse hervorbringen zu können, da zumindest im
Bereich des allgemeinen Strafrechts über sämtliche Länder und den gesam-
ten Beobachtungszeitraum (1977–2001) hinweg konstant hohe Verurteilungs-
quoten in Bezug auf Aburteilungen zu beobachten sind (Spannweite: 80,1
bis 84,5%; vgl. Heinz 2004, 47). Die Schätzergebnisse mit Aburteilungs- und
bedingter Verurteilungsquote sind von den Autoren auf Nachfrage erhältlich.

11 Nach § 13 JGG ahndet der Richter die Straftat mit Zuchtmitteln, wenn
Jugendstrafe nicht geboten ist, dem Jugendlichen aber eindringlich zum
Bewusstsein gebracht werden muss, dass er für das von ihm begange-
ne Unrecht einzustehen hat. Zuchtmittel sind 1. die Verwarnung, 2. die
Erteilung von Auflagen, 3. der Jugendarrest. Zuchtmittel haben nicht die
Rechtswirkungen einer Strafe. Die Straftat eines Jugendlichen wird mit
Zuchtmitteln oder mit Jugendstrafe geahndet, wenn Erziehungsmaßre-
geln nicht ausreichen.

12 Nach § 9 JGG sind Erziehungsmaßregeln 1. die Erteilung von Weisungen
und 2. die Anordnung, Hilfe zur Erziehung im Sinne des § 12 JGG in An-
spruch zu nehmen.

13 Die Höhe einer Geldstrafe in Euro berechnet sich aus dem Produkt von
Anzahl der Tagessätze und Höhe des Tagessatzes. Dabei korrespondiert
die Anzahl der Tagessätze mit der Schwere der Straftat und die Höhe des
Tagessatzes orientiert sich an den persönlichen Einkommensverhältnis-
sen des Verurteilten.
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krotheorie. Betrachtet man jedoch die empirischen Abschre-
ckungsstudien von Ökonomen, so stellt man fest, dass die
große Mehrheit der Untersuchungen mit aggregierten Daten
arbeitet. Ausnahmen sind die Studien von Trumbull (1989),
Viscusi (1986a; 1986b) und Witte (1980), die auf Befragungs-
daten beruhen und den Zusammenhang zwischen selbst-
berichteter Delinquenz und individueller Einschätzung der Be-
strafungswahrscheinlichkeit und Strafhöhe untersuchen. Wit-
te (1980) erklärt die geringe Anzahl von Individualstudien da-
mit, dass geeignete Individualdatensätze in der Regel nicht
zur Verfügung stünden. Dennoch besitzen aggregierte Unter-
suchungen durchaus ihre Berechtigung, wenn davon aus-
gegangen werden kann, dass Aggregatdaten tatsächlich
Schlüsse auf individuelles Verhalten zulassen. Dies ist der Fall,
wenn Strafverfolgungsintensitäten und deren Variation über
Raum, Zeit und Delikt von Individuen im Durchschnitt richtig
wahrgenommen werden.14 Überdies sind auch Mikrostudien
mit Problemen behaftet. Die Ergebnisse der Studien von Trum-
bull (1989) und Witte (1980) haben z.B. den Nachteil einer
beschränkten Aussagekraft, da sie ausschließlich auf Daten
von ehemaligen Strafgefangenen beruhen.
Nicht selektierte bzw. repräsentative Befra-
gungsstudien müssten jedoch sehr umfang-
reich sein, um zu gewährleisten, dass eine
hinreichend große Anzahl von Straftätern in
der Stichprobe enthalten ist, was wiederum
hohe Projektkosten impliziert. Diese Proble-
matik ist insbesondere im Hinblick auf ver-
gleichsweise seltene Delikte relevant. Weite-
re Probleme von Befragungsstudien werden
von Dölling (1990) diskutiert und bestehen
u.a. in der Verlässlichkeit der Angaben, die
Probanden hinsichtlich ihres eigenen Delin-
quenzverhaltens machen, in möglichen durch
die Interviewsituation produzierten Fehlein-
schätzungen des Strafrisikos und etwaigen
Simultanitätsbeziehungen zwischen berich-
teter Delinquenz und Strafeinschätzung. Die-
se Probleme können auch durch eine Opti-
mierung der Befragungstechniken nicht voll-
ständig ausgeräumt werden.

In Ermangelung von Individualdaten nutzt un-
sere empirische Analyse die Variation der Kri-
minalität und der Strafverfolgungspraxis im
Zeitraum 1977–2001 in und zwischen den al-

ten Bundesländern (ohne Berlin), um die Gültigkeit der Ab-
schreckungshypothese der ökonomischen Kriminalitätstheo-
rie für die Bundesrepublik Deutschland zu überprüfen. Bun-
desländerdaten sind für dieses Vorhaben deshalb geeignet,
weil das deutsche Strafverfolgungssystem im Wesentlichen
auf der Ebene dieser Gebietskörperschaften verankert ist und
möglicherweise auch deshalb – trotz der Existenz bundes-
einheitlicher Strafgesetze – die in der anschließenden deskrip-
tiven Analyse aufzuzeigenden regionalen Besonderheiten ent-
wickelt hat. Auf die deskriptiven Darstellungen folgt sodann
eine Zusammenstellung von Schätzergebnissen, die mit mul-
tivariaten Analysemethoden erzielt wurden.

Deskriptive Analyse des Kriminalitätsaufkommens und
der Strafverfolgungsintensität im langfristigen Bundes-
ländervergleich

Eine Identifikation von Abschreckungseffekten mittels mul-
tivariater Analysemethoden ist nur dann möglich, wenn so-
wohl die zu erklärenden als auch die erklärenden Variablen
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Abb. 1b

Abb. 1a

14 Die in Entorf, Meyer und Möbert (2005) dokumentier-
ten Auswertungen von Individualdaten des Darmstäd-
ter Projektes »Kosten und Nutzen von Haft und Haft-
vermeidung« zeigen, dass dies durchaus der Fall sein
kann. Es wird sowohl für eine Stichprobe von Straftä-
tern als auch für eine zufällige Bevölkerungsstichpro-
be nachgewiesen, dass die Probanden realitätsnahe
Einschätzungen von regionalen Unterschieden (also
z.B. von Bayern im Vergleich zu Schleswig-Holstein)
hinsichtlich der Bestrafungswahrscheinlichkeiten und
Strafhöhen besitzen.
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eine hinreichend starke Variation aufweisen.
Ob diese Grundvoraussetzung erfüllt ist, kann
den folgenden Abbildungen entnommen
werden. In den Abbildungen 1a und 1b wird
exemplarisch für die abhängigen Variablen
die Variation des schweren Diebstahls über
die Bundesländer und den gesamten Be-
obachtungszeitraum hinweg graphisch dar-
gestellt. Dabei beschreibt Abbildung 1a die
Kriminalitätsrate von Erwachsenen und Ab-
bildung 1b jene von Jugendlichen. 

Die Abbildungen lassen weitgehend überein-
stimmende zeitliche Entwicklungen erken-
nen – ein Ansteigen der schweren Diebstäh-
le bis Anfang der 1990er-Jahre und danach
wieder ein Absinken in Richtung des Aus-
gangsniveaus – und gleichen sich ebenfalls
hinsichtlich der relativen Position der Bun-
desländer. Es lassen sich drei Gruppen von Ländern iden-
tifizieren. Eine Gruppe mit Baden-Württemberg, Bayern,
Rheinland-Pfalz und dem Saarland, die eine im Vergleich
zum Bund15 unterdurchschnittliche Kriminalitätsbelastung
aufweist. Eine zweite Gruppe mit den übrigen Flächenstaa-
ten (Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und
Schleswig-Holstein), die über dem Bundesdurchschnitt liegt,
und schließlich die Gruppe der Stadtstaaten (Bremen, Ham-
burg) mit Diebstahlsraten, die um ein Vielfaches über de-
nen der Flächenstaaten liegen. Graphiken für sieben weite-
re Kriminalitätskategorien können Spengler (2004, 236 f.)
entnommen werden.16

Dass nicht nur das Kriminalitätsaufkommen, sondern auch
die Strafverfolgung eine erhebliche Variation über die Zeit
und Bundesländer hinweg aufweist, belegen die Abbildun-
gen 2, 3a und 3b, in denen jedoch aus Gründen der Über-
sichtlichkeit mit Bayern, Bremen und Schleswig-Holstein
(und dem Bund als Referenz) jeweils nur ein Vertreter aus
den drei in Abbildungen 1a und 1b identifizierten Länder-
gruppen dargestellt wird. Wie im Falle der erklärenden
Variablen erfolgt in den nachstehenden Abbildungen eine
Konzentration auf schweren Diebstahl. Graphische Dar-
stellungen für die anderen Deliktgruppen unter Einbezie-

hung aller Bundesländer können Spengler (2004, 239 ff.)
entnommen werden.

Während Abbildung 2 die Aufklärungsquote, die – wie oben
ausgeführt – nicht für Erwachsene und Jugendliche ge-
trennt dargestellt werden kann, wiedergibt, können die im
Strafverfolgungsprozess nachgeordneten Indikatoren nach
Altersgruppen unterschieden werden. In Abbildung 3a wird
das Indikatorensystem für Erwachsene und in Abbildung
3b jenes für Jugendliche dargestellt. Abbildung 2 zeigt,
dass Bayern im Ländervergleich – bei allgemein niedri-
gem Niveau – die höchste Aufklärungsquote besitzt, die
auch weit über dem Bundesdurchschnitt liegt. Die Quote
in Schleswig-Holstein stimmt über den Beobachtungszeit-
raum hinweg weitgehend mit dem Bundesdurchschnitt
überein, und jene in Bremen liegt stets darunter.17 Die Evi-
denz für schweren Diebstahl setzt sich (bei allerdings sehr
unterschiedlichen Niveaus) auch für die meisten anderen
Straftaten fort (vgl. Spengler 2004, 239). Bayern besitzt
stets überdurchschnittliche und Bremen und Hamburg mit
wenigen Ausnahmen stark unterdurchschnittliche Aufklä-
rungsquoten. Insgesamt lässt sich eine erhebliche Spann-
weite der Aufklärungsquoten über die Länder hinweg fest-
stellen, die bei Raub (mit in manchen Jahren bis zu 30
Prozentpunkten) am höchsten ausfällt. Bei einigen Straf-
taten zeigt die Aufklärungsquote auch deutliche Variatio-
nen über die Zeit. So ist im Falle des schweren Diebstahls
und Betrugs ein kontinuierlicher Rückgang und bei Verge-
waltigung seit Anfang der 1990er-Jahre ein deutlicher An-
stieg (jeweils gemessen an der Bundesentwicklung der
Quoten) zu verzeichnen.
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Abb. 2

15 Alte Länder ohne Berlin.
16 Wenngleich die Anordnung der Bundesländer im Falle der übrigen Straf-

taten nicht so systematisch ist wie bei schwerem Diebstahl, so sind doch
stets die höchsten Kriminalitätsraten in den Stadtstaaten und die nied-
rigsten Kriminalitätsbelastungen (mit wenigen Ausnahmen) in den süd-
und südwestdeutschen Bundesländern zu beobachten. Bezüglich der
zeitlichen Entwicklung ergeben sich für die einzelnen Deliktgruppen un-
terschiedliche Befunde. Während für die Schwerstkriminalität (Mord und
Totschlag, Vergewaltigung) über den Beobachtungszeitraum ein fast kons-
tantes Aufkommen (mit leichten Anstiegen im Bereich der Jugendlichen)
vorliegt, ist bei Raub sowie schwerer und gefährlicher Körperverletzung
(insbesondere von Jugendlichen) eine starke Zunahme ab Mitte der
1980er/Anfang der 1990er-Jahre zu verzeichnen. Für einfachen Diebstahl
liegt in etwa die gleiche zeitliche Entwicklung vor wie für schweren Dieb-
stahl; Betrug und Sachbeschädigung sind für beide Altersgruppen ten-
denziell angestiegen.

17 Dass die Aufklärung von schweren Diebstählen in Bremen so niedrig ist
(zuletzt deutlich unter 10%), muss dabei nicht zwingend in der schlech-
teren Leistungsfähigkeit der Bremer Polizei begründet sein, sondern kann
seine Ursache auch in der erschwerten Aufklärungsarbeit im urbanen Um-
feld haben.
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Für die Verurteilungsquote kann eine differenzierte Betrach-
tung nach allgemeinem Strafrecht und Jugendstrafrecht
durchgeführt werden. Während für die Verurteilungsquote
nach allgemeinem Strafrecht (vgl. Abb. 3a) seit 1987 kein
bedeutender Unterschied mehr zwischen den drei exempla-
risch betrachteten Bundesländern beobachtet werden kann,
zeigt sich Bayern im Falle jugendlicher Straftäter (vgl. Abb. 3b)
spätestens seit Mitte der 1980er-Jahre als eindeutig »ver-
urteilungsfreudigstes« Bundesland. So beträgt die Diffe-
renz der Verurteilungsquoten zwischen Bayern und Schles-
wig-Holstein am aktuellen Rand ca. 20 Prozentpunkte. Hier-
in äußert sich möglicherweise eine von Bayerischen Staats-
anwaltschaften und Gerichten vertretene Einschätzung, wo-
nach man sich gemäß der Devise »wehret den Anfängen«
insbesondere von einer formellen Sanktionierung junger
Straftäter einen spezial- und generalpräventiven Effekt er-
hofft. Diese Hypothese wird auch dadurch gestützt, dass
der deutliche Bundestrend in Richtung fallender Verurtei-
lungsquoten bzw. verstärkter Diversion, der für alle Alters-

gruppen, insbesondere aber für Jugendliche,
vorliegt, von Bayern nicht nachvollzogen
wird. Vergleicht man den Anfang mit dem En-
de des Beobachtungszeitraums, so zeigt
sich in Bayern für beide Altersgruppen eine
weitgehend konstante Verurteilungshäufig-
keit. Für Schleswig-Holstein ergibt sich ein
ganz anderes Bild. Hier kann man zu Beginn
der Beobachtungsperiode hohe – sogar über
Bayern angesiedelte – Verurteilungsquoten
beobachten, die dann aber im Zeitverlauf
stark abgesunken sind und sich inzwischen
teilweise unter der traditionell niedrigen Bre-
mer Quote bewegen. Die ausführlichen Dar-
stellungen in Spengler (2004, 240, 246) für
alle Straftaten und Bundesländer offenbaren
ein ähnliches Bild wie für schweren Diebstahl
im Dreiländerfall. Für Erwachsene ergibt sich
über die Straftaten hinweg ein eher diffuses
Bild, das keine klaren Ländermuster erken-
nen lässt. Eine Ausnahme stellt Baden-Würt-
temberg dar, dessen Verurteilungsquoten
sich für fast alle Deliktgruppen im oberen Be-
reich bewegen. Was jedoch den Bereich des
Jugendstrafrechts angeht, kann ähnlich wie
beim Kriminalitätsaufkommen ein gewisses
Nord-Süd-Gefälle mit höheren Quoten der
südlichen und südwestlichen Länder be-
obachtet werden.

Betrachtet man die Indikatoren der Strafart
und -härte nach allgemeinem Strafrecht (vgl.
Abb. 3a), so wird deutlich, dass Bayern im
Vergleich zu Schleswig-Holstein über den ge-
samten Beobachtungszeitraum hinweg här-
tere Strafen für schweren Diebstahl verhängt

hat. Das bedeutet, dass häufiger von nicht-ausgesetzten Frei-
heitsstrafen und seltener von Geldstrafen Gebrauch gemacht
wurde. Bei zuletzt annähernd gleicher Bewährungsquote be-
laufen sich diese Unterschiede auf jeweils ca. 10 Prozent-
punkte. Interessant ist, dass Bremen inzwischen eine mit Bay-
ern fast identische Verteilung der Strafarten aufweist. Dies
kann jedoch im Zusammenwirken mit der niedrigen Verurtei-
lungsquote daran liegen, dass in Bremen überwiegend un-
verbesserliche Straftäter mit äußerst ungünstiger Legalprog-
nose verurteilt werden, diese dann aber auch relativ harte
Strafen erhalten. Betrachtet man die Strafhärte am Beispiel
der mittleren Länge der verhängten Freiheitsstrafen, dann liegt
auch hier Bayern weit – zuletzt um ca. sechs Monate – über
Schleswig-Holstein (und Bremen). Bei der Anzahl der Tages-
sätze ergibt sich allerdings kein klares Muster. Den gesam-
ten Strafverfolgungsprozess im Bereich des allgemeinen Straf-
rechts betrachtend, ist jedoch festzustellen, dass Bayern ein
überdurchschnittlich strenges und insbesondere im Vergleich
zu Schleswig-Holstein und Bremen repressiveres Strafverfol-
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gungssystem besitzt. Abbildung 3b ist zu entnehmen, dass
sich diese Aussage auch auf den Bereich des Jugendstraf-
rechts übertragen lässt. 

Als Fazit dieser deskriptiven Betrachtung kann festgehalten
werden, dass Strafverfolgungsindikatoren sowohl über die
Bundesländer als auch über den Beobachtungszeitraum hin-
weg eine beachtliche Variation aufweisen. Dass diese in ei-
ner gewissen Übereinstimmung mit den Kriminalitätshäufig-
keiten steht, ist eine interessante Beobachtung, die jedoch
aufgrund ihres rein deskriptiven Charakters nicht als Kausa-
lität gewertet werden darf. Hierzu bedarf es multivariater Ana-
lysen, deren Ergebnisse wir nachfolgend darstellen.

Panelökonometrische Analyse 

Im Rahmen der multivariaten Analysen werden Regressio-
nen der Kriminalitätsrate auf sämtliche zuvor dargestellten
Strafverfolgungsindikatoren und einige zusätzliche erklären-

de Variablen (reales Bruttoinlandsprodukt pro
Kopf, Arbeitslosenquote und Ausländeran-
teil), welche die legalen und illegalen Einkom-
mensmöglichkeiten abbilden (zur theoreti-
schen Fundierung dieser Variablen vgl. Ehr-
lich 1973), durchgeführt. Es wurden getrenn-
te Regressionen für sechs Kriminalitätska-
tegorien, differenziert nach zwei Altersgrup-
pen bzw. allgemeinem Strafrecht und Ju-
gendstrafrecht, geschätzt. Die Panelstruktur
des Datensatzes – es werden zehn Bundes-
länder über einen Zeitraum von 25 Jahren
beobachtet – erlaubt es, (zeitkonstante) un-
beobachtete Heterogenität der Bundeslän-
der zu kontrollieren, die z.B. in der Grundein-
stellung der Landesbevölkerung zu illegalem
Handeln oder in nicht vollständig durch die
genutzten Strafverfolgungsindikatoren er-
fassten Besonderheiten der Strafverfolgungs-
systeme der Länder, also insbesondere in
unterschiedlichen Niveaus der Dunkelziffern,
bestehen könnte. Schätztechnisch erfolgt die
Kontrolle unbeobachteter Heterogenität zum
einen im Rahmen eines Fixed-Effects Mo-
dells (also mit länderspezifischen Konstan-
ten als zusätzlichen Regressoren) und zum
anderen mittels eines Schätzmodells, in das
sämtliche Variablen in ersten zeitlichen Dif-
ferenzen einfließen. Das Fixed-Effects Modell
kommt in zwei Varianten zur Anwendung. In
der ersten Variante gehen die erklärenden
Variablen in ihren kontemporären Ausprägun-
gen, in der zweiten Variante mit ihren um ei-
ne Periode verzögerten Ausprägungen in die
Schätzungen ein. Hinter diesem Vorgehen
verbirgt sich die Unkenntnis darüber, wie

schnell Veränderungen des Strafverfolgungssystems und
sonstiger Variablen von der Bevölkerung bzw. den poten-
tiellen Straftätern wahrgenommen und damit entscheidungs-
relevant werden.

Ein bedeutender Aspekt, der im Rahmen moderner ökono-
metrischer Abschreckungsanalysen unbedingt Beachtung
finden sollte, ist die potentielle Simultanität zwischen der
Kriminalitätsrate und der Aufklärungsquote. Muss davon
ausgegangen werden, dass nicht nur die Aufklärungsquo-
te das Kriminalitätsaufkommen beeinflusst (diese Kausali-
tät wird von Beckers Theorie impliziert), sondern auch ein
Einfluss in umgekehrter Richtung besteht, dann führen
Schätzungen, die diese Simultanität nicht berücksichtigen,
zu verzerrten Ergebnissen. Es sind verschiedene Gründe
für die Simultanität von Kriminalitätsaufkommen und Auf-
klärung denkbar. Die Höhe der Aufklärungsquote kann z.B.
durch eine Überlastung der Polizei infolge eines unerwar-
teten Anstiegs der Kriminalität zustande kommen (»Stau-
effekt«). Durch die Überlastung der Polizeikapazitäten wird
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die Aufklärungsquote bei konstanter absoluter Anzahl der
aufgeklärten Fälle sinken. Da gleichzeitig die Kriminalitäts-
rate steigt, würde im Rahmen ökonometrischer Untersu-
chungen der negative Zusammenhang zwischen Aufklä-
rungsquote und Kriminalitätsaufkommen überschätzt. Der
Überschätzung der Abschreckungswirkung durch den Stau-
effekt kann eine potentielle Unterschätzung gegenüber-
stehen, die bei so genannten »Kontrolldelikten« – also bei
Delikten, deren Registrierung sehr häufig mit einer gleich-
zeitigen Aufklärung des betreffenden Falles einhergeht –,
relevant ist. Beispielsweise besteht der einfache Diebstahl
in Deutschland im Bundesdurchschnitt zu über einem Drit-
tel aus Ladendiebstählen (BKA 2004). Registrierte Laden-
diebstähle gehen aber in der Regel damit einher, dass ein
Täter auf frischer Tat ertappt und somit der Fall sogleich auf-
geklärt wird. Wenn nun ceteris paribus die Anzahl der re-
gistrierten Ladendiebstähle zunimmt (abnimmt), dann
wächst (sinkt) die einfache Diebstahlsrate bei gleichzeitig
zunehmender (abnehmender) spezifischer Aufklärungsquo-
te. Diese positive Scheinkorrelation zwischen Kriminalitäts-
rate und Aufklärungsquote kann dazu führen, dass ein tat-
sächlich existierender Abschreckungseffekt in ökonome-
trischen Untersuchungen nicht nur unterschätzt wird, son-
dern möglicherweise überhaupt nicht mehr nachweisbar ist
oder sich gar ins Gegenteil verkehrt. Vor diesem Hintergrund
wurde in unseren Schätzungen von einem Instrumentva-
riablenansatz Gebrauch gemacht, der etwaige Simultani-
tätsbeziehungen zwischen Kriminalitätsrate und Aufklä-
rungsquote aufdeckt und ggf. neutralisiert.

Es wurden insgesamt 6 (Deliktgruppen) x 2 (Altersgruppen)
x 3 (Schätzmodelle) = 36 Regressionen durchgeführt, de-
ren Ergebnisse vereinfacht in Tabelle 2 dargestellt werden
(eine ausführliche Darstellung der Schätzergebnisse findet
sich in Entorf und Spengler 2005). Dabei werden die sechs
Deliktgruppen zu zwei übergeordneten Kategorien zusam-
mengefasst: Mord und Totschlag, Vergewaltigung und se-
xuelle Nötigung und schwere und gefährliche Körperverlet-
zung sind unter »Straftaten gegen das Leben, die sexuelle
Selbstbestimmung und die körperliche Unversehrtheit« kurz
»Gewaltdelikten« subsumiert, und Raub und räuberische Er-
pressung, schwerer Diebstahl und einfacher Diebstahl wer-
den zu »Eigentumsdelikten« zusammengefasst.18 Die fett
gedruckten Zahlen der Tabelle markieren die robusten Er-
gebnisse unserer Analyse, wobei das Robustheitskriterium
darin besteht, dass mindestens 50% der Schätzergebnis-
se für einen Strafverfolgungsindikator innerhalb einer Kate-
gorie entweder im Sinne oder entgegen der Vorhersage der
Abschreckungshypothese signifikant sind. So ergaben 88%
der Schätzungen für Eigentumsdelikte im Bereich des allge-
meinen Strafrechtes signifikante Effekte für die Aufklärungs-

quote, die in Übereinstimmung mit der ökonomischen Kri-
minalitätstheorie negativ sind. Gleichzeitig wurden keine (un-
erwarteten) signifikant positiven Schätzkoeffizienten ermit-
telt. Für Jugendliche stellen sich 55% der Koeffizienten als
mit der Theorie vereinbar heraus, und 11% widersprechen
ihr. Während von der Aufklärungswahrscheinlichkeit im Be-
reich der Eigentumsdelikte (insbesondere für Erwachsene)
eine bedeutende Abschreckungswirkung ausgeht, ist dies
für Gewaltdelikte nicht nachzuweisen, was darin begründet
sein kann, dass Gewaltdelikte – nicht zuletzt aufgrund der
häufigen unmittelbaren Interaktion und/oder Bekanntschaft
von Täter und Opfer – ohnehin vergleichsweise häufig auf-
geklärt werden (Aufklärungsquoten in Höhe von 94% bei
Mord & Totschlag, 69% bei Vergewaltigung & sexueller Nö-
tigung und 84% bei schwerer & gefährlicher Körperverlet-
zung stehen Quoten von 49% bei Raub, 47% bei einfachem
und 16% bei schwerem Diebstahl gegenüber, vgl. Speng-
ler 2004, 54 f.). 

Im Gegensatz zur Aufklärungsquote erweist sich die Verur-
teilungsquote auch im Falle der Gewaltdelikte als abschre-
ckungswirksam. Am eindeutigsten sind die Effekte mit 77%
theoriekonformen Koeffizienten bei keinem Widerspruch er-
neut für Eigentumsdelikte im Bereich des allgemeinen Straf-
rechts. Für die nachgelagerten Stufen des Strafverfolgungs-
prozesses können indes keine robusten Abschreckungsef-
fekte festgestellt werden.

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass insbe-
sondere von den ersten beiden Stufen des Strafverfolgungs-
prozesses eine abschreckende Wirkung auf potentielle Straf-
täter ausgeht, die für Eigentumsdelikte stärker als für Ge-
waltkriminalität und für Erwachsene stärker als für Jugend-
liche ausfällt. Hiermit wird zwar die vorherrschende Meinung
deutscher Kriminologen, wonach Sanktionen an sich eher
unwirksam und austauschbar seien, gestützt, jedoch wird
die allgemein als gültig erachtete Hypothese, dass »die Ab-
schreckungswirkungen (negative Generalprävention) von
Androhung, Verhängung oder Vollzug von Strafen auf die
Allgemeinheit eher gering [sind]« (BMA und BMJ 2001, 380)
in dieser undifferenzierten Form verworfen. 

Tabelle 2 beleuchtet lediglich Signifikanzen, nicht aber Ef-
fektstärken. Es sind aber gerade letztere, die für Kosten-
Nutzen-Analysen und damit für eine effiziente Kriminalpoli-
tik besondere Relevanz besitzen. Legt man den mittleren
Abschreckungseffekt der Modelle zugrunde, dann ergeben
sich die in Tabelle 3 dargestellten Schadensreduktionen in
Folge einer globalen Verschärfung der Strafverfolgung um
10 Prozentpunkte. Für diese Berechnungen wurden die sich
aus den Schadensangaben des BKA (2004) ergebenden
Schadenshöhen pro Fall von 470 € für einfachen und 1 400 €
für schweren Diebstahl zugrunde gelegt. Für die Quantifizie-
rung von Mord und Totschlag diente die von Spengler (2004)
ermittelte Untergrenze von 2,25 Mill. € und – in Ermange-
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18 Den Autoren ist bewusst, dass Raub nach strafrechtlicher Definition ein
Gewaltdelikt ist. Da bei diesem Delikt jedoch die Einkommenserzielung klar
im Vordergrund steht, wird es hier den Eigentumsdelikten zugerechnet.
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lung von Angaben für Deutschland – wurden für Vergewal-
tigung und sexuelle Nötigung, schwere und gefährliche Kör-
perverletzung und Raub die diesbezüglichen (inflationsan-
gepassten) Angaben in Miller, Cohen und Wiersema (1996)
für die USA in Höhe von 92 000, 10 000 und 8 500 € an-
gesetzt. 

Demnach wäre durch die permanente Erhöhung der unter-
suchten Strafverfolgungsindikatoren um 10 Prozentpunkte
eine jährliche Gesamtschadensreduktion in den untersuch-
ten Bundesländern von 850 Mill. € im Bereich der untersuch-
ten Straftaten zu erreichen. (Zum Vergleich sei angemerkt,
dass dieser Betrag etwas mehr als einem Drittel der Aus-
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Tab. 2 
Statistische Signifikanz der Strafverfolgungsindikatoren  

Straftaten gegen das Leben, die sexuelle
Selbstbestimmung und die körperliche 

Unversehrtheit (Gewaltdelikte)
Raub und Diebstahl (Eigentumsdelikte)

 Erwachsene Jugendliche Erwachsene Jugendliche

 % sign.
pro 

% sign.
contra

% sign.
pro 

% sign.
contra

% sign.
pro 

% sign.
contra

% sign.
pro 

% sign.
contra

Aufklärungsquote 33 0 33 0 88 0 55 11 

Verurteilungsquote 66 0 66 11 77 0 55 0 

Bewährungsquote 0 0 22 22 33 22 11 22 

Geldstrafenquote 0 0 – – 17 0 – – 

Strafarrest-Maßregelquote – – 33 33 – – 44 0 

Länge der Haftstrafe 11 22 0 0 33 0 11 11 

Anzahl d. Tagessätze 0 0 – – 17 0 – – 

Quelle: Eigene Berechnungen.

Tab. 3 
Jährliche (angebotsseitige) Schadensreduktion durch permanente erhöhte Abschreckung

a)
 (in Mill. �) 

Mord &
Tot-

schlag

Vergewal-
tigung & 
sexuelle
Nötigung

Schwere & 
gefährliche 
Körperver-

letzung 

Raub Schwe-
rer Dieb-

stahl

Einfa-
cher
Dieb-
stahl

Summe

Aufklärungsquote  22,8 22,1 0 15,0 155,2 49,4 264,5 

Verurteilungsquote 108,2 40,9 139,4 17,1 67,2 17,7 390,5 

Bewährungsquote 0 0 0 – 0,2 39,9 – 33,0 6,7 

Geldstrafenquote – – 0 – 0 8,4 8,4 

Länge der Haftstrafe 0 3,9 – 9,5 0 13,9 0,6 8,9 E
rw

a
c
h
s
e

n
e

Anzahl d. Tagessätze – – 0 – 2,9 0 2,9 

Aufklärungsquote  4,7 0 20 21,3 23,5 31,7 101,6 

Verurteilungsquote 3,3 2,9 10,6 9,9 14,4 2,6 43,7 

Bewährungsquote 0 2,5 – 10,0 – 2,0 0 7,8 – 1,7 

Strafarrest-Maßregelquote – 4,8 – 9,0 4,6 20,0 0 20,4 

J
u
g

e
n

d
lic

h
e

Länge der Haftstrafe 0 0 0 1,3 – 1,1 0 0,2 

 Summe 139,9 77,2 141,5 66,9 336,0 106,8 867,4 

a)
Bei Erhöhung des jeweiligen Strafverfolgungsindikators um 10%-Punkte bzw. der Verringerung der Bewährungs-,

Geldstrafen- und Strafarrest-Maßregelquote um 10%-Punkte relativ zur Inhaftierungsquote.

Eigene Berechnungen auf der Grundlage der RegKrimDA sowie Fallzahlen aus BKA (2004) und Schadensangaben aus BKA
(2004), Miller, Cohen und Wiersema (1996) und Spengler (2004). Die fett geruckten Ziffern weisen nicht mit der Theorie in

Einklang stehende Kriminalitätszuwächse und damit Schadenserhöhungen infolge von Verschärfungen des Strafverfol-
gungssystems aus. Durch Rundungen kann es im Bereich der ersten Nachkommastelle zu Ungenauigkeiten kommen, die
dazu führen, dass die Spalten- und Zeilensummen nicht exakt den Summen der jeweiligen Zellen entsprechen.



Forschungsergebnisse

gaben, die jährlich in Deutschland für den Strafvollzug ge-
tätigt werden, entspricht.) Leider muss die Analyse jedoch
die Antwort darauf schuldig bleiben, ob eine Intensivierung
der Strafverfolgung in der diskutierten Größenordnung volks-
wirtschaftlich auch tatsächlich sinnvoll ist (bzw. ob das ge-
genwärtige Niveau der Abschreckung vielleicht sogar zu
hoch ist), da keine Aussage darüber getroffen werden kann,
welcher Ressourceneinsatz nötig ist, um die Aufklärungs-
oder Verurteilungsquote einer spezifischen Straftat um ei-
nen bestimmten Betrag zu steigern (bzw. welche Kosten-
einsparungen im Strafverfolgungssektor bei einer Absen-
kung des Abschreckungsniveaus erzielt werden könnten).
Das größte Schadensreduktionspotential ist im Bereich des
schweren Diebstahls und der schweren und gefährlichen
Körperverletzung zu finden. Was den schweren Diebstahl
betrifft, müsste deshalb geprüft werden, zu welchen Kos-
ten die traditionell sehr niedrigen Aufklärungsquoten (< 15%
im Bundesdurchschnitt) gesteigert werden können und in-
wiefern die voranschreitende Praxis der Verfahrenseinstel-
lungen aus so genannten Opportunitätsgründen (d.h. Kos-
tengründen) seitens der Staatsanwaltschaften vor dem Hin-
tergrund der vorliegenden Ergebnisse tatsächlich opportun
ist. Bedenken hinsichtlich zu niedriger Verurteilungswahr-
scheinlichkeiten treffen in noch höherem Maße auf die schwe-
re und gefährliche Körperverletzung zu, da hier das gesam-
te Schadensreduktionspotenzial auf die Abschreckungswir-
kung dieses Strafverfolgungsindikators zurückzuführen ist. 

Schlussfolgerungen

Die Ergebnisse zeigen, dass insbesondere von den bei-
den ersten Stufen des Strafverfolgungsprozesses eine ab-
schreckende Wirkung ausgeht. So erhält man für die Auf-
klärungsquote in den Regressionen für Eigentumsdelikte
in 14 von 18 Fällen einen negativ signifikanten Koeffzien-
ten, der sogar in acht Fällen Signifikanz zum 1%-Niveau
aufweist. Im Falle der Aufklärungsquote wurden, sofern
dies entsprechende Teststatistiken anzeigten, Instrumen-
tierungen zur Berücksichtigung von Simultanitätsbezie-
hungen mit der abhängigen Variablen durchgeführt. Die
eindrucksvollsten Ergebnisse wurden jedoch für die Ver-
urteilungsquote erzielt. Diese erweist sich für Gewalt- und
Einkommensdelikte jeweils in 12 von 18 Spezifikationen
als hochsignifikant negativ (bei nur einem unerwarteten sig-
nifikant positiven Koeffizienten). Aufgrund dieses Ergeb-
nisses muss die verstärkt angewendete Praxis der Staats-
anwaltschaften, bei Eigentumsdelikten Ermittlungsverfah-
ren aus Opportunitätsgründen einzustellen – sprich von
Diversion Gebrauch zu machen –, kritisch hinterfragt wer-
den. Demnach wäre es – entgegen der Meinung weiter
Teile der deutschen Kriminologie – nicht ausreichend, dass
Tatverdächtige überhaupt in irgendeiner Form mit dem Jus-
tizsystem (d.h. mit der Staatsanwaltschaft) in Berührung
kommen, damit sie selbst oder andere von zukünftigen Ta-

ten abgehalten werden. Vielmehr bedarf es für eine wirk-
same Abschreckung offensichtlich einer konkreten Verur-
teilung des verurteilungsfähigen Tatverdächtigen. Dieses
Ergebnis erscheint vor dem Hintergrund der Annahme (zu-
mindest teilweise) rationaler Straftäter eigentlich gar nicht
überraschend; denn die Wahrscheinlichkeit für einen Tä-
ter, der einen schweren Diebstahl begeht, erkannt und
dann auch verurteilt zu werden (Aufklärungsquote x Ver-
urteilungsquote), betrug im Jahre 2001 im Durchschnitt
nur noch (0,13 * 0,29 =) 3,8% – im Jahre 1977 lag diese
Quote hingegen bei (0,20 * 0,43 =) 8,6%.
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Die wichtigsten Ergebnisse in
Stichworten

• Die Einschätzungen zur aktuellen wirt-
schaftlichen Situation haben sich zwar
erneut etwas verschlechtert, …

• ... die wirtschaftlichen Erwartungen für
die nächsten sechs Monate sind je-
doch nach oben revidiert worden.

• Es wird keine Beschleunigung der In-
flation erwartet.

• Es wird mit nur leicht steigenden Zins-
sätzen gerechnet. 

• Der Euro gilt weniger häufig als über-
bewertet.

Die Konjunkturentwicklung in den
Weltregionen

Das ifo Wirtschaftsklima im Euroraum ist
im Juli 2005 stabil geblieben, nachdem
der ifo-Indikator zuvor dreimal hintereinan-
der gesunken war. Während sich die Ur-

teile zur aktuellen wirtschaftlichen Situa-
tion weiter verschlechterten, verbesser-
ten sich die Erwartungen für die kommen-
den sechs Monate. Den Spitzenplatz im
Urteil der WES-Experten nimmt weiter-
hin die Wirtschaft Irlands ein: Die Urteile
zur gegenwärtigen wirtschaftlichen Situa-
tion haben dort den höchstmöglichen
Wert auf der WES-Skala erreicht. Auch
die bisher schon positiven Perspektiven
haben sich weiter verbessert. Abgesehen
von Irland wird die gesamtwirtschaftliche
Situation nur noch in Finnland und in Spa-
nien positiv eingeschätzt. In Österreich,
Griechenland und Luxemburg gilt die der-
zeitige wirtschaftliche Lage zumindest als
befriedigend. Erstmals seit langem fielen
auch in Deutschland und Frankreich die
Urteile zur gegenwärtigen wirtschaftlichen
Situation etwas günstiger aus. Auch die
wirtschaftlichen Erwartungen für die
nächsten sechs Monate hellten sich auf.
Trotz dieser positiven Entwicklung befin-
det sich das Wirtschaftsklima in beiden

Ergebnisse des 89. World Economic Survey (WES) vom Juli 20051

Gernot Nerb und Anna Stangl

Weltwirtschaftsklima hat sich stabilisiert

Das ifo Weltwirtschaftsklima stabilisierte sich im Juli auf dem Niveau der April-Erhebung, nach-

dem der Indikator zuvor fünfmal hintereinander gesunken war (vgl. Abb. 1). Während sich die Ur-

teile zur gegenwärtigen wirtschaftlichen Lage weiter verschlechterten, wurden die Erwartungen

für die nächsten sechs Monate günstiger (vgl. Abb. 2). Damit verstärkt sich der Eindruck, dass die

seit Mitte 2004 eingetretene Verlangsamung im weltwirtschaftlichen Wachstum nur eine vorüber-

gehende Störung war und nicht der Beginn eines weltweiten Konjunkturabschwungs. Im Laufe

des zweiten Halbjahres 2005 ist nach den WES-Ergebnissen mit einer erneuten Belebung der Welt-

wirtschaft zu rechnen.

1 Im Juli 2005 hat das ifo Institut zum 89. Mal seine
weltweite Umfrage »Ifo World Economic Survey«
kurz WES, bei 1051 Wirtschaftsexperten multina-
tionaler Unternehmen und kompetenter Institutio-
nen in 95 Ländern durchgeführt. Die Aufgabe des
WES ist, vierteljährlich ein möglichst aktuelles Bild
über die Wirtschaftslage sowie Prognosen für wich-
tige Industrie-, Schwellen- und Entwicklungslän-
der zu liefern. Im Gegensatz zur amtlichen Statis-
tik, die in erster Linie auf quantitativen (in Wertein-
heiten messbaren) Informationen aufbaut, werden
beim WES qualitative Informationen – Urteile und
Erwartungen von Wirtschaftsexperten – abgefragt.
Während amtliche Statistiken auf internationaler
Ebene oft nur mit großen Zeitverzögerungen erhält-
lich sind, zeichnen sich die WES-Umfrageergeb-
nisse durch ihre hohe Aktualität und internationa-
le Vergleichbarkeit aus. Gerade in Ländern, in de-
nen die amtliche Statistik auf einer unsicheren Da-
tenbasis steht, sind die von Wirtschaftsexperten
vor Ort abgegebenen Urteile und Erwartungen von
besonderer Bedeutung. Die Umfrage wird in Zu-
sammenarbeit mit der Internationalen Handelskam-
mer (ICC) in Paris und mit finanzieller Unterstützung
der Europäischen Kommission durchgeführt.

Abb. 1
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Abb. 2
Wirtschaftliche Lage

Quelle: Ifo World Economic Survey Q3/2005.
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Ländern nach Ansicht der befragten WES-Teilnehmer noch
im negativen Bereich. Letzteres gilt auch für Belgien und in
noch stärkerem Maße für die Niederlande, Italien und Por-
tugal. In den westeuropäischen Ländern außerhalb des Eu-
roraums hat sich der Klimaindikator nur in Norwegen ver-
bessert, er verschlechterte sich dagegen in Schweden, der
Schweiz und am stärksten im Vereinigten Königreich.

Besserungstendenzen sind im Juli insbesondere in Nord-
amerika auszumachen: In den USA und in Kanada zeigten
die Urteile zur aktuellen wirtschaftlichen Lage gleicherma-
ßen nach oben. Die Erwartungen der WES-Teilnehmer deu-
ten darauf hin, dass sich die bereits gute wirtschaftliche Si-
tuation in beiden Ländern in den nächsten sechs Monaten
noch weiterhin verbessern wird. Sowohl in den USA als auch
in Kanada rechnen die WES-Experten mit einer weiterhin dy-
namischen Entwicklung der Konsumnachfrage; auch ande-
re Indikatoren verheißen eine Fortsetzung der Konjunktur-
belebung in 2005, so die Unternehmensinvestitionen und
die Exporte.

Der Klimaindikator in Asien blieb im Vergleich zur April-Er-
hebung unverändert. Einer vorsichtigeren Einschätzung der
gegenwärtigen wirtschaftlichen Lage standen hier deutlich
zuversichtlichere Erwartungen gegenüber. Doch dieses Mus-
ter gilt nicht für alle Länder der Region. Insbesondere hat
sich im dritten Quartal 2005 die Wirtschaftslage in Japan
aufgehellt: Beide Komponenten des Klimaindikators – ak-
tuelle wirtschaftliche Situation und die Erwartungen für die
kommenden sechs Monate – haben sich nach einer »Del-
le« im Frühjahr verbessert. Die Wirtschaftslage wird nunmehr
als befriedigend eingeschätzt, die wirtschaftlichen Erwartun-
gen deuten auf eine konjunkturelle Stabilisierung in 2005.
Eine positive Einschätzung der aktuellen Wirtschaftslage wird
weiterhin aus China berichtet. China hat nach mehr als ei-
nem Jahrzehnt die heimische Währung von der starren Dol-
lar-Bindung gelöst und sie um 2,1% aufgewertet. Die WES-
Experten rechnen nun mit einer leichten Abschwächung des
Exportwachstums in den kommenden sechs Monaten. We-
gen der wohl auch künftig nur geringfügigen Aufwertung des
Yuan ist jedoch nur mit sehr begrenzten Auswirkungen auf
den chinesischen Exportsektor zu rechnen. Auf der ande-
ren Seite haben sich Chinas Importe in den letzten Jahren
ebenfalls sehr dynamisch entwickelt und somit die weltwei-
te Nachfrage gestärkt. Dieser Trend wird voraussichtlich in
den kommenden Monaten anhalten. Indien behält die füh-
rende Position in Asien hinsichtlich der Einschätzung der ak-
tuellen Wirtschaftslage. Auch die Aussichten für die nächs-
ten sechs Monate bleiben deutlich optimistisch. Es folgt
Vietnam mit ausgesprochen positiven Urteilen zur aktuellen
Lage und guten Aussichten für das zweite Halbjahr 2005,
obgleich sich beide Indikatoren gegenüber dem Vorquartal
leicht verschlechtert haben. In Indonesien stabilisierten sich
die Einschätzungen der aktuellen Wirtschaftslage im Juli auf
einem befriedigenden Niveau; diese Entwicklung wird nach

Ansicht der Befragungsteilnehmer auch in den nächsten
sechs Monaten anhalten. Auch in Hongkong, Malaysia, Tai-
wan, Singapur und Pakistan wird die aktuelle Wirtschafts-
lage als befriedigend eingeschätzt, obgleich etwas weniger
günstig als in der vorangegangenen April-Erhebung. In al-
len in die Umfrage einbezogenen Ländern der Region rech-
nen die WES-Experten mit einer stärkeren Binnennachfra-
ge und einer dynamischen Entwicklung des Außenhandels
in den nächsten sechs Monaten. Ausnahmen bilden ledig-
lich Thailand, die Philippinen und Malaysia. Dort geht man
von einer Abschwächung der Investitionstätigkeit im zwei-
ten Halbjahr 2005 aus.

Das Wirtschaftsklima in Osteuropa bleibt weiterhin stabil.
Den Urteilen der osteuropäischen WES-Experten zufolge
hat sich die aktuelle Wirtschaftslage gegenüber den Ergeb-
nissen der letzten Umfrage vom April 2005 zwar leicht ver-
schlechtert, die Urteile liegen jedoch deutlich über dem »Be-
friedigend-Niveau«. Der Optimismus hinsichtlich der wirt-
schaftlichen Entwicklung in den nächsten sechs Monaten
blieb im osteuropäischen Durchschnitt erhalten. Die ge-
genwärtige wirtschaftliche Situation sowie die Aussichten
sind weiterhin besonderes positiv in den acht neuen EU-
Staaten (Polen, Ungarn, Tschechien, Slowakei, Slowenien,
Estland, Litauen und Lettland). Von einer Verbesserung der
aktuellen Wirtschaftlage berichteten die befragten Exper-
ten jedoch nur in Estland, Lettland und Tschechien. Der ge-
genwärtige günstige Zustand der Wirtschaft soll in diesen
Ländern auch in nächster Zeit stabil bleiben. Nur in Slowe-
nien rechnen die WES-Experten mit einer konjunkturellen
Abkühlung in den kommenden sechs Monaten. Außerhalb
der EU wurde die aktuelle Wirtschaftslage in dieser Region
in Albanien, Bulgarien und Rumänien ebenfalls als zufrieden-
stellend beurteilt. Auch hier deuten die wirtschaftlichen Er-
wartungen auf eine weitere Stabilisierung der Wirtschaft in
den kommenden sechs Monaten hin. Weniger günstig
schätzten die WES-Experten die gegenwärtige wirtschaftli-
che Situation in Kroatien, Serbien und Montenegro ein. Doch
auch in diesen Ländern wird von positiven Wachstums-
perspektiven im zweiten Halbjahr 2005 ausgegangen. In
ausnahmslos allen Ländern dieser Region erwarten die be-
fragen Experten eine dynamische Entwicklung des Außen-
handels, und zwar sowohl des Import- als auch des Ex-
portsektors. 

Der Wirtschaftsklimaindex ist nach den Ergebnissen der Ju-
li-Umfrage in den GUS-Staaten leicht zurückgegangen. Bei-
de Komponenten des Klimaindikators blieben jedoch auf ei-
nem zufriedenstellenden Niveau. Der Erdölsektor in Russ-
land spielt immer noch eine ausschlaggebende Rolle für
die Wirtschaft des Landes, aber auch die private Konsum-
nachfrage hat sich günstig entwickelt. Die befragten Exper-
ten erwarten hiervon weitere Wachstumsimpulse für das
zweite Halbjahr. Positive Signale kommen auch aus Kasachs-
tan, wo die aktuelle wirtschaftliche Situation auf einem höchst
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zufriedenstellenden Niveau geblieben ist und die befragten
Wirtschaftsfachleute mit einer weiteren Stabilisierung in den
nächsten sechs Monaten rechnen. Auch in der Ukraine wird
die allgemeine Wirtschaftslage als zufriedenstellend beur-
teilt. Obwohl die Erwartungen sich gegenüber der April-Um-
frage etwas eintrübten, spricht das Gesamtbild eher dafür,
dass die wirtschaftliche Aktivität in den nächsten sechs Mo-
naten stabil bleibt.

Der Aufwärtstrend der Konjunktur in Ozeanien, der bereits
2001 einsetzte, begann sich Ende 2004 – im Einklang mit
der weltweiten konjunkturellen Abkühlung – abzuschwä-
chen. Nach den neusten Ergebnissen der WES-Umfrage
scheint die Phase der konjunkturellen Abkühlung in Austra-
lien langsam auszulaufen. Vor allem der Exportsektor wird
nach den Erwartungen der befragten WES-Experten für
Wachstumsimpulse sorgen und somit die ungünstigen Aus-
wirkungen der schwachen Binnennachfrage auf die Gesamt-
wirtschaft des Landes aufwiegen. In Neuseeland dagegen
scheint das Ende der konjunkturellen Abschwächung noch
nicht in Sicht. Sowohl die Urteile zur aktuellen Wirtschafts-
lage als auch die Erwartungen für die kommenden sechs
Monate sind im Juli im Vergleich zu der April-Befragung zu-
rückgegangen. Während die aktuelle Wirtschaftslage immer
noch als »gut« beurteilt wird, sind jedoch die Erwartungen
für die nächsten sechs Monate, wie bereits in der vorange-
gangenen Umfrage, überwiegend negativ. Vor allem rech-
nen die Experten mit einem Rückgang der Exporte im kom-
menden Halbjahr, was zum Teil auf die starke Landeswäh-
rung zurückzuführen ist. 

Das Wirtschaftsklima blieb in den meisten Ländern Süd-
amerikas weiterhin günstig. Die Urteile der WES-Experten
fallen jedoch in den einzelnen Ländern ganz unterschied-
lich aus. Chile nahm erneut die führende Position auf dem
Kontinent hinsichtlich des Geschäftsklimas ein. Die aktuel-
le wirtschaftliche Situation wurde als ausgesprochen posi-
tiv beurteilt. Die wirtschaftlichen Erwartungen sind zwar ge-
genüber den vorangegangenen Erhebungen leicht zurück-
gegangen, blieben jedoch insgesamt optimistisch und deu-
ten auf ein solides Wachstum der Exporte, der Investitio-
nen und der heimischen Konsumnachfrage in den nächs-
ten sechs Monaten hin. In Argentinien wird die gegenwärti-
ge Wirtschaftslage nunmehr als zufriedenstellend beurteilt.
Die Erwartungen für das zweite Halbjahr blieben optimis-
tisch und weisen auf eine weitere Stabilisierung der Volks-
wirtschaft hin. Ein durchwegs positives Bild über die Wirt-
schaft des Landes zeichneten die befragten Experten in
Peru. Ebenfalls etwas günstiger als in der vorangegangenen
April-Erhebung wurde die aktuelle wirtschaftliche Situation
in Mexiko eingeschätzt. Die wirtschaftlichen Aussichten für
die kommenden sechs Monate haben sich hier jedoch ein-
getrübt. Insbesondere rechnen die Experten mit einer Ab-
schwächung der privaten Konsumnachfrage und der Unter-
nehmensinvestitionen. Auch in Brasilien hat sich das Wirt-

schaftsklima etwas verschlechtert. Doch obwohl beide Kom-
ponenten des Klimaindikators etwas nach unten revidiert
worden sind, wird die gesamtwirtschaftliche Situation des
Landes überwiegend als positiv und stabil beurteilt. Opti-
mistisch hinsichtlich der weiteren wirtschaftlichen Stabili-
sierung zeigten sich die befragten Experten in Kolumbien,
Costa Rica, El Salvador, Panama und – mit Einschränkun-
gen – Venezuela. Von allen in der Erhebung berücksichtig-
ten Ländern dieser Region blieben die Wirtschaftsfachleu-
te nur in Ecuador, Bolivien und Paraguay kritisch, was eine
Trendwende der gegenwärtig ungünstigen wirtschaftlichen
Entwicklung anbelangt. In fast allen Ländern des Kontinents
rechnen die WES-Experten mit einem Wachstum der Ex-
porte. Nur in Ecuador sowie Trinidad und Tobago bleibt nach
Einschätzung der WES-Teilnehmer das Exportvolumen in
den kommenden Monaten unverändert.

Das Wirtschaftsklima im Nahen Osten gilt weiterhin als aus-
gesprochen positiv. Bei weitem die besten Einschätzungen
der gegenwärtigen Wirtschaftslage kommen im Juli erneut
aus den Vereinigten Arabischen Emiraten, Saudi-Arabien,
Bahrain und Kuwait, gefolgt von Jordanien. In allen diesen
Ländern soll nach Ansicht der befragten Experten die güns-
tige wirtschaftliche Entwicklung in den nächsten sechs Mo-
naten anhalten bzw. sich noch verstärken. Auch in den Ur-
teilen der türkischen Wirtschaft setzte sich der positive Trend
fort. Sowohl die Urteile zur aktuellen wirtschaftlichen Lage
als auch die Erwartungen für das zweite Halbjahr 2005 ha-
ben sich verbessert. Die Experten erwarten vor allem in den
kommenden Monaten weiteres Wachstum im Auslandsge-
schäft (sowohl Export- und Importsektor) sowie beim pri-
vaten Verbrauch und den Investitionen. In 2004 überschritt
das jährliche BIP-Wachstum in der Türkei die 9%-Marke. Die
Indikatoren weisen darauf hin, dass das Jahr 2005 das vier-
te Jahr in Folge sein wird, in dem hohe Wachstumsraten
konstatiert werden können. In Israel ist der Wirtschaftskli-
maindikator dagegen leicht zurückgegangen. Doch auch
hier wird die aktuelle Wirtschaftslage als zufriedenstellend
beurteilt, und die Erwartungen für die kommenden sechs
Monate blieben insgesamt positiv, wenn auch in etwas ge-
ringerem Maße als in der vorangegangenen Erhebung. 

Die starken Unterschiede in der wirtschaftlichen Entwick-
lung in Afrika halten weiterhin an. In Südafrika entwickelte
sich die Wirtschaft in den letzten zehn Jahren ausgespro-
chen positiv. Der Klimaindikator wies im Jahr 2004 eine
durchwegs positive Tendenz auf. Im ersten Halbjahr 2005
stabilisierte sich der Klimaindex auf einem hohen Niveau.
Nach den Ergebnissen der Juli-Erhebung stellt sich die Kon-
junktur weiterhin günstig dar: Die Urteile zur wirtschaftli-
chen Lage haben sich erneut gebessert, und für die nächs-
ten sechs Monate wird nur eine leichte Abschwächung die-
ser positiven Tendenz erwartet. Von einer Fortsetzung des
wirtschaftlichen Erholungsprozesses – ausgehend von ei-
nem niedrigen Niveau – berichteten die befragten WES-Ex-
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perten in Ägypten und Kenia. Als immer noch »ungünstig«
bezeichneten die befragten Experten die wirtschaftliche La-
ge in Algerien. Die wirtschaftlichen Erwartungen für das zwei-
te Halbjahr 2005 verheißen jedoch eine Kehrtwende der kon-
junkturellen Entwicklung zum Besseren. In Tunesien geben
sich die Experten mit der gegenwärtigen Wirtschaftslage zu-
frieden und rechnen mit einer weiteren Stabilisierung in den
nächsten sechs Monaten. In den anderen afrikanischen Staa-
ten, welche in der WES-Umfrage erfasst werden, wird über-
wiegend ein düsteres Bild zur aktuellen Wirtschaftslage und
den Aussichten für das kommende halbe Jahr gezeichnet,
so insbesondere in der Elfenbeinküste, Nigeria und Sim-
babwe. 

Keine Beschleunigung der Inflation erwartet

Trotz der sprunghaft gestiegenen Ölpreise wird im Weltdurch-
schnitt nicht mit einer weiter zunehmenden Inflation ge-
rechnet. Wie schon bei der April-Erhebung gehen die WES-
Experten im Jahre 2005 von einem Anstieg der Verbraucher-
preise um 2,9% aus; dies wäre exakt dieselbe Inflationsra-
te wie 2004 (vgl. Tabelle).

Im Euroraum wird sich 2005 nach Ansicht der WES-Exper-
ten die Inflationsrate (Verbraucherpreise) bei 2,0% einpen-
deln. An dieser Einschätzung hat sich in den letzten zwei
Quartalen nichts geändert. Die höchsten Inflationsraten wer-
den weiterhin in Griechenland (3,4%) und in Spanien (3,2%)
erwartet. Auf der anderen Seite herrschen die niedrigsten
Inflationsraten voraussichtlich auch 2005 in Finnland (1,4%),
den Niederlanden (1,6%) und Deutschland (1,7%) vor. Au-
ßerhalb des Euroraums liegen in Westeuropa die Inflations-
raten wohl auch 2005 sehr niedrig in der Schweiz (1,1% nach
erwarteten 1,0% im April), in Schweden (1,0% nach erwar-
teten 1,2% im April) und in Norwegen (unverändert 1,4%).
Im Vereinigten Königreich dürfte sich die Inflationsrate in
2005 dem Niveau des Euroraums (2,0%) bewegen.

In den USA wird kein Revisionsbedarf an der Aprilschätzung
der Jahresinflation 2005 gesehen. Mit voraussichtlich 2,9%
liegt die Inflationsrate in den USA in diesem Jahr jedoch et-
was über der Marke, die von der US-Notenbank erfahrungs-
gemäß noch als tolerierbar angesehen wird (2,5%).

In Asien wird nunmehr von den WES Experten die voraus-
sichtliche Inflation in 2005 bei 2,4% gesehen, was nur mar-
ginal höher als in der April-Erhebung (2,3%) und immer noch
niedriger als im Vorjahr (2,6%) ist. Eine weitere Abschwä-
chung der Inflation zeichnet sich nach Ansicht der WES Ex-
perten in diesem Jahr vor allem in China ab (2,9% nach
vorher erwarteten 4,1%) und zu einem geringeren Grad auch
in Indien (5,2% nach vorher erwarteten 5,5%) und in Süd-
korea (3,6% nach vorher erwarteten 3,9%). Auf der ande-
ren Seite wird nunmehr in den Philippinen mit einem höhe-

ren Preisanstieg als bisher erwartet gerechnet (8,0% nach
6,8% in der April-Schätzung); dasselbe gilt auch für Vietnam
(7,7% nach vorher erwarteten 6,1%). In Japan verstärkt sich
der Eindruck, dass die Deflation vorbei ist, wenngleich sich
die Preise vorerst nur auf niedrigem Niveau stabilisieren und
in 2005 kaum ansteigen werden (0,1%).

In Osteuropa wird sich nach den Erwartungen der WES-Ex-
perten die Inflation im Laufe des Jahres 2005 bei 3,7% ein-
pendeln, was deutlich niedriger wäre als im letzten Jahr
(5,1%). Die höchsten Inflationsraten in dieser Region wer-
den auch 2005 voraussichtlich in Serbien-Montenegro vor-
herrschen; die Inflationstendenzen scheinen sich hier so-
gar noch zu verstärken (13,8% nach vorher erwarteten
10,9% und einer tatsächlichen Inflation von 10,3% in 2004).
Die niedrigsten Inflationsraten werden 2005 in dieser Regi-
on in Bosnien-Herzegowina (2,0%), in der Tschechischen
Republik (2,6%), in Slowenien (2,7%), in Polen (2,8%), in
Kroatien (2,8%) und in Litauen (2,9%) erwartet.

In den GUS-Ländern wird von den WES-Experten die Infla-
tionsrate im Jahresdurchschnitt 2005 nunmehr nochmals
höher als noch zu Jahresanfang gesehen (12,5% nach er-
warteten 11,2% im April und 10,0% im Januar 2005 sowie
einer tatsächlichen Inflationsrate von 10,8% im Vorjahr). Die
Korrektur nach oben hängt vor allem mit den in den letzten
Monaten weiter gestiegenen Inflationserwartungen in Russ-
land (nunmehr 12,2% nach 11,3% im April und 10,3% zu
Jahresanfang 2005) zusammen.

In Mittel- und Südamerika wurden im bisherigen Jahres-
verlauf die Inflationserwartungen für 2005 kontinuierlich nach
unten revidiert (aktuell 5.9% nach 6,1% im April und 6,4%
zu Jahresanfang). Dies hängt zum einen vor allem mit Ve-
nezuela zusammen, wo sich nach dem starken Preisanstieg
im letzten Jahr (22%), die Inflationstendenzen abzuschwä-
chen scheinen (17,7% nach erwarteten 19,7% im April). Aber
auch in Argentinien gehen die WES Experten von einer Ver-
langsamung des Inflationstrends im Laufe dieses Jahres aus
(aktuelle Inflationsschätzung für den Jahresdurchschnitt
2005: 10,9% nach erwarteten 12,2% gemäß der April-Er-
hebung). In Brasilien wird die Inflationsrate für 2005 nach
wie vor leicht über 6% eingeschätzt (6,3%).

Nur leichter Zinsanstieg erwartet

Im Euroraum wird nur mehr vereinzelt mit einer Anhebung
der Zentralbankzinsen im Laufe der nächsten sechs Mona-
te gerechnet; die weit überwiegende Mehrheit der WES-
Experten geht hier von unveränderten kurzfristigen Zinsen
aus (vgl. Abb. 3). Vor allem im Vereinigten Königreich wird
demgegenüber mit einem sinkenden Trend der Kurzfrist-
zinsen gerechnet; die erste Senkung der Leitzinsen seit rund
zwei Jahren ist bereits vor kurzem erfolgt. Auch in den meis-
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Inflationserwartungen der WES-Teilnehmer für 2005 
(im Juli und April 2005)*

Region Q3/2005 Q2/2005 Region Q3/2005 Q2/2005

Durchschnitt der 91 Staaten 2,9 2,9 Zentral- und Lateinamerika 5,9 6,1 

Argentinien 10,9 12,2 
EU (alte Mitglieder) 2,0 2,0 Bolivien 4,4 4,4 
EU (neue Mitglieder)a) 3,1 3,2 Brasilien 6,3 6,4 
Euroraumb) 2,0 2,0 Chile 2,8 2,7 

Costa Rica 13,7 12,7 
Westeuropa 1,9 1,9 Ecuador 2,4 1,9 
Belgien 2,1 2,0 El Salvador 3,8 4,4 
Dänemark 1,6 1,8 Kolumbien 5,0 5,3 
Deutschland 1,7 1,6 Mexiko 4,3 4,6 
Finnland 1,4 1,4 Panama 1,3 1,3 
Frankreich 1,9 2,0 Paraguay 9,0 7,6 
Griechenland 3,4 3,4 Peru 2,5 2,8 
Großbritannien 2,0 2,1 Trinidad and Tobago 5,0 4,5 
Irland 2,4 2,3 Uruguay 6,6 6,3 
Island - 4,0 Venezuela 17,7 19,7 
Italien 2,2 2,1 
Luxemburg 2,3 2,3 Asien 2,4 2,3 

Malta 2,6 2,4 Bangladesch 6,5 6,0 
Niederlande 1,6 1,6 China P.R. 2,9 4,1 
Norwegen 1,4 1,4 Hongkong 1,5 1,4 
Österreich 2,2 2,2 Indien 5,2 5,5 
Portugal 2,5 2,2 Indonesien 7,5 6,9 
Schweden 1,0 1,2 Japan 0,1 0,1 
Schweiz 1,1 1,0 Korea 3,6 3,9 
Spanien 3,2 3,1 Malaysia 2,9 2,3 
Zypern 2,5 3,0 Pakistan 8,9 9,0 

Philippinen 8,0 6,8 
Mittel- und Osteuropa 3,7 3,7 Singapur 2,5 2,0 
Albanien 3,2 3,4 Sri Lanka 12,0 13,0 
Bosnien-Herzegowina 2,0 - Taiwan 1,9 1,7 
Bulgarien 4,5 3,9 Thailand 3,5 3,3 
Estland 3,3 3,5 Vietnam 7,7 6,1 
Kroatien 2,8 2,7 
Lettland 5,6 5,9 Naher Osten 5,3 5,6 

Litauen 2,9 2,6 Bahrain 3,0 – 
Polen 2,8 2,9 Iran 16,6 16,5 
Rumänien 7,8 7,5 Israel 2,6 2,3 
Serbien und Montenegro 13,8 10,9 Jordan 3,9 3,1 
Slowakei 3,2 3,7 Katar 6,0 – 
Slowenien 2,7 3,0 Libanon 3,5 2,0 
Tschechien 2,6 2,4 Saudi-Arabien 1,3 1,4 
Ungarn 3,9 4,2 Türkei 7,7 8,4 

Vereinigte Arabische Emirate 5,3 4,7 
GUS 12,5 11,2 

Kasachstan - 6,6 Afrika 10,5 9,0 

Russland 12,2 11,3 Ägypten 7,3 8,1 
Ukraine 12,4 13,2 Algerien 5,3 5,0 

Kenia 10,7 10,0 
Nordamerika 2,8 2,7 Marokko 1,9 3,0 
Kanada 2,1 2,2 Mauritius 5,5 4,0 
USA 2,9 2,9 Nigeria 14,0 13,5 

Simbabwe 190,0 170,0 
Ozeanien 2,6 2,8 Südafrika 4,3 4,1 
Australien 2,6 2,8 Tansania 4,0 – 
Neuseeland 2,6 2,6 Tunesien 2,7 2,8 

* Die Werte innerhalb der Regionen sind gewichtet gemäß dem Anteil der Länder am weltweiten Außenhandelsvolumen. –
a) Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechische Republik, Ungarn, Zypern, (seit 1. Mai 2004)
– b) EU-Länder ohne Dänemark, Schweden und Vereinigtes Königreich.

Quelle: Ifo World Economic Survey (WES), Q3/2005.
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Abb. 3
Kurzfristige Zinsen
– Aktuelle Zinssätzea) und Erwartungen für die nächsten sechs Monate – 

a) Quartalswerte OECD, Main Economic Indicators. b) Seit Q1/2001 EURIBOR. Vorher FIBOR in Deutschland und PIBOR in Frankreich.

Quelle: Ifo World Economic Survey Q3/2005.
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ten osteuropäischen Ländern, in Neusee-
land, der Türkei sowie einigen lateinamerika-
nischen Ländern (Brasilien, Venezuela und
Mexiko) gehen die WES-Experten von rück-
läufigen kurzfristigen Zinsen im Laufe der
nächsten sechs Monate aus. Auf der ande-
ren Seite werden in den USA und auch in Ka-
nada weitere moderate Zinssteigerungen im
Laufe des zweiten Halbjahres erwartet. Auch
in den meisten asiatischen Ländern sehen
die WES-Teilnehmer den Trend zu höheren
Zentralbankzinsen noch ungebrochen.

Parallel zu dem erwarteten moderaten An-
stieg der Kurzfristzinsen werden sich im welt-
weiten Durchschnitt auch die Kapitalmarkt-
zinsen, d.h. die langfristigen Zinsen, die sich
am Markt ergeben, nur leicht erhöhen. Die
entsprechenden Meldungen sind gegenüber der April-Er-
hebung in den meisten Ländern erneut zurückgegangen. Ei-
ne Ausnahme hiervon bildet vor allem Nordamerika: In den
USA zeigt der erwartete Trend der Kapitalmarktzinsen un-
verändert nach oben, in Kanada hat er sich sogar verstärkt.
Auf der anderen Seite werden rückläufige Kapitalmarktzin-
sen im Laufe des zweiten Halbjahres vor allem im Vereinig-
ten Königreich erwartet. Auch in Brasilien und der Türkei zeigt
der Zinstrend nach Ansicht der WES-Experten am Kapital-
markt in den nächsten Monaten eindeutig nach unten. Ein-
geschränkt gilt dieser Trend zur Zinssenkung auch für die
Mehrzahl der osteuropäischen Länder sowie Russland.

Der Euro gilt weniger häufig als überbewertet 

Nach einer Aufwertungstendenz in den letzten Monaten gilt
der US-Dollar kaum noch als unterbewertet (vgl. Abb. 4).
Auf der anderen Seite hat sich nach der eingetretenen Ver-
billigung des Euro und des britischen Pfunds unter den WES-
Experten die Meinung durchgesetzt, dass diese Währungen
nur noch leicht überbewertet sind. Der japanische Yen wur-
de wie schon bei der Erhebung im Frühjahr im Verhältnis zu
den anderen untersuchten Leitwährungen als fundamental
angemessen eingestuft. Diese Einschätzung der vier Haupt-
währungen (US-Dollar, Euro, Yen und britisches Pfund)
herrscht in nahezu allen 95 Ländern vor, die in die Umfrage
einbezogen wurden. Ausnahmen davon sind in Europa vor
allem Norwegen und die Schweiz, wo der US-Dollar, aber
auch der Euro und das britische Pfund weiterhin als über-
bewertet gelten. Außerhalb Europas gilt die eigene Währung
in folgenden Ländern als generell unterbewertet: In Mittel-
und Osteuropa vor allem in Litauen, Rumänien, der Slowa-
kei und in Russland, in Asien vor allem in China, Indien, Ja-
pan, Indonesien, den Philippinen, Thailand und auch Viet-
nam sowie in einigen lateinamerikanischen Ländern wie Bra-
silien, Mexiko, Peru, Paraguay und Chile. Andererseits wer-
den in einer Reihe von Ländern die eigene nationale Wäh-

rung als generell überbewertet gegenüber den vier unter-
suchten Leitwährungen (US-Dollar, Euro, Yen und UK-Pfund)
eingestuft, so vor allem in Südafrika, Kenia, Ägypten, Iran,
Libanon, Türkei, den Vereinigten Arabischen Emiraten, Kroa-
tien, Uruguay, Venezuela, Kolumbien, Hong Kong, Taiwan
und Sri Lanka.

Die Erfahrung hat jedoch gelehrt, dass die tatsächlichen
Wechselkurse sich zumindest kurzfristig häufig nicht an den
fundamental gerechtfertigten Werten orientieren, sondern in
erheblichem Maße über- oder unterschießen können. Aus
diesem Grunde wurde wiederum die Zusatzfrage gestellt,
wie sich der US-Dollar vis-à-vis den jeweiligen anderen Wäh-
rungen entwickeln wird. Gegenüber dem Durchschnitt der
Währungen aller erfassten Länder wird der US-Dollar nach
Ansicht der WES-Experten in den nächsten sechs Mona-
ten weiter leicht steigen. Im Gegensatz dazu ist mit einem
Rückgang des Werts des US- Dollars gegenüber den Wäh-
rungen in Norwegen, Lettland, Kanada, Peru, Neuseeland,
China, Japan und Malaysia zu rechnen. Bis zu einem gewis-
sen Grade ist die erwartete Paritätsänderung bereits in Form
der Aufwertung des chinesischen Renmimbi und des ma-
layischen Ringgit erfolgt.

Abb. 4

Eine ausführlichere Analyse zu den einzelnen Weltregionen, der Zinsent-
wicklung, Inflation und Währungen sowie der Juli-Sonderfrage zur Rolle
des Internets findet sich in der englischsprachigen Veröffentlichung 
»CESifo World Economic Survey«.
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Das Geschäftsklima in der gewerblichen
Wirtschaft Deutschlands ist im August etwas
gesunken. Dies ist allerdings als eine Kor-
rektur auf den deutlichen Anstieg im Vormo-
nat und nicht als eine tendenzielle Rich-
tungsänderung zu interpretieren. Mit einem
Saldowert von – 11,7 Prozentpunkten liegt
der Indikator noch über den Monaten März
bis Juni. Ausschlaggebend für die Eintrübung
des Klimas war überdies die ungünstigere
Beurteilung der aktuellen Situation (Saldo-
wert: – 17,4 Prozentpunkte), während sich
die Erwartungen erneut verbesserten (Sal-
dowert: – 5,8 Prozentpunkte). Die Indus-
trieunternehmen bewerteten auch ihre Ex-
portchancen abermals etwas optimistischer.
Insgesamt deuten die neuesten Ergebnisse
des ifo Konjunkturtests auf eine konjunktu-
relle Belebung in den nächsten Monaten hin,
wenngleich ein selbsttragender Aufschwung noch nicht in
Sicht ist. In den neuen Bundesländern hat sich das Ge-
schäftsklima etwas deutlicher eingetrübt als im Bundes-
durchschnitt. 

Im verarbeitenden Gewerbe ging der Klimaindikator nur we-
nig zurück. Dagegen verschlechterte sich das Geschäfts-
klima im Großhandel wieder deutlich, in den neuen Bun-
desländern noch etwas ausgeprägter als in den alten. Eine
überdurchschnittliche Abwärtsentwicklung war auch im Ein-
zelhandel zu beobachten, vor allem in Westdeutschland. Le-
diglich im Baugewerbe stieg der Klimaindikator an; aus-
schlaggebend hierfür war die positive Tendenz im Westen,
während sich in den neuen Bundesländern ein leichter Rück-
gang ergab (vgl. Abbildung).

Bei der Beurteilung der aktuellen Geschäftslage im verar-
beitenden Gewerbe Deutschlands gewannen die negati-
ven Stimmen etwas an Gewicht. Auch die Investitionsgü-
terproduzenten, die sich zuletzt positiv äußerten, waren
nicht mehr ganz zufrieden. Nachfrage und Produktion
schwächten sich im Durchschnitt leicht ab, die Auftrags-
bestände insgesamt wurden wieder etwas häufiger als un-
zureichend eingestuft. In den Geschäftserwartungen kam
dagegen erhöhte Zuversicht zum Ausdruck, wobei die Un-
ternehmen auch von weiter verbesserten Chancen auf den
ausländischen Märkten ausgingen. Die Fertigung soll in
den nächsten Monaten hochgefahren werden; vor allem
die Vorleistungsgüterhersteller haben ihre Produktions-
pläne – trotz zu großer Fertigwarenlager – nach oben re-
vidiert. Die Verkaufspreise gaben etwas nach, den Mel-
dungen zufolge dürften sie sich in den nächsten Monaten
weitgehend stabilisieren. Ein Ende des Personalabbaus
zeichnet sich für die nahe Zukunft offenbar nicht ab, wenn-
gleich der Anteil der Unternehmen, die von einer Abnah-
me der Belegschaftszahlen ausgingen, auf per saldo 17%
abgenommen hat. 

Im verarbeitenden Gewerbe der neuen Bundesländer wur-
de im Gegensatz zum Bundesdurchschnitt die gegenwär-
tige Geschäftslage sogar zunehmend positiv bewertet, wäh-
rend in Bezug auf die künftige Entwicklung wieder eine leich-
te Skepsis aufkam. Allerdings setzten auch hier die Unter-
nehmen etwas mehr Hoffnung in das Exportgeschäft. Die
Produktion dürfte expandieren. Wie auf Bundesebene er-
warteten aber per saldo rund 17% einen Rückgang der Zahl
der Mitarbeiter.

Im westdeutschen Bauhauptgewerbe hat sich die Ge-
schäftslage erkennbar aufgehellt und erreichte einen Wert,
wie er zuletzt vor vier Jahren zu beobachten war. Von der
Aufwärtsentwicklung profitierten sowohl der Hochbau als
auch der Tiefbau. Die Geräte waren im Durchschnitt mit
61% ebenso ausgelastet wie im Vormonat, aber um 2 Pro-
zentpunkte höher als zur gleichen Zeit des Vorjahres. Et-
was zugenommen haben die Auftragsreserven, sie lagen
mit 2,4 Produktionsmonaten auch über dem vergleich-
baren Vorjahreswert. Dies hat sich auch in einer verrin-
gerten Unzufriedenheit der Unternehmer mit ihrer Auf-
tragslage niedergeschlagen. Der künftigen Geschäfts-
entwicklung sahen die Testfirmen erneut weniger skep-
tisch entgegen; dies gilt sowohl für den Hoch- als auch
den Tiefbau. In den neuen Bundesländern wurde dage-
gen die aktuelle Situation ebenso negativ eingestuft wie
im Vormonat. Einer leichten Besserung im Tiefbau stand
eine Abwärtstendenz im Hochbau gegenüber. Trotz
schleppender Bautätigkeit stieg der Auslastungsgrad der
Gerätekapazitäten auf 70% an (Vorjahr: 68%). Dagegen
verkürzten sich die Auftragsbestände (2,2 Produktions-
monate), sie waren aber größer als vor Jahresfrist. In den

Hans G. Russ

ifo Konjunkturtest August 2005 in Kürze1

1 Die ausführlichen Ergebnisse des ifo Konjunkturtests sowie Unterneh-
mensbefragungen in den anderen EU-Ländern werden in den »ifo Kon-
junkturperspektiven« veröffentlicht. Die Zeitschrift kann zum Preis von
75,– EUR/Jahr abonniert werden.
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Geschäftserwartungen kam etwas erhöhte Skepsis zum
Ausdruck. In beiden Berichtskreisen gingen die Unter-
nehmer von einem Personalabbau in den nächsten Mo-
naten aus, in den alten Bundesländern mit per saldo 32%
nach wie vor mehr als in den neuen (22%). Den Meldun-
gen nach zu schließen werden die Baupreise in beiden
Teilen Deutschlands etwas steigen. 

Die Geschäftslage des Großhandels in Westdeutschland
tendierte wieder etwas nach unten. Zwar hat sich im Pro-
duktionsverbindungshandel an der negativen Beurteilung
nichts Wesentliches verändert, im Konsumgüterbereich
– mit Ausnahme des Nahrungs- und Genussmittelsek-
tors – ergab sich jedoch eine erhebliche Verschlechte-
rung. Auch die Perspektiven trübten sich im Konsumgü-
terbereich ein. Die überhöhten Lagerbestände konnten
zwar erneut etwas abgebaut werden, die Unternehmen
wollen sich aber bei ihren Bestellungen künftig wieder
mehr einschränken. Im ostdeutschen Großhandel wur-
de nach der Aufwärtstendenz in den letzten drei Mona-
ten die Geschäftslage wieder vermehrt als ungünstig be-
zeichnet, im Verbrauchsgüterbereich gewannen allerdings
sogar die positiven Urteile an Gewicht. In den Ge-
schäftserwartungen kam etwas erhöhte Skepsis zum
Ausdruck, die Orderpläne zeigten aber trotz erhöhten La-
gerdrucks nicht mehr so verbreitet nach unten. Wäh-
rend die westdeutschen Unternehmen eher mit einer Be-
schleunigung des Preisanstiegs rechneten, haben sich
im Osten die Spielräume für Heraufsetzungen offenbar
spürbar verengt. In beiden Berichtskreisen erwarteten die
Testteilnehmer einen Rückgang der Beschäftigtenzahl, in
den neuen Bundesländern mit per saldo 22% mehr als
in den alten (13%). 

Nach der kontinuierlichen Aufwärtsentwicklung in den vor-
angegangenen vier Monaten wurde die gegenwärtige Ge-
schäftslage des Einzelhandels in den alten Bundesländern
wieder deutlich negativer bewertet. Die Besserung im Non-
Food-Bereich konnte die Verschlechterung im Nahrungs-
und Genussmittelsektor nicht kompensieren. Auch im Hin-
blick auf die Geschäftsaussichten äußerten sich die Un-
ternehmen für die beiden Bereiche ähnlich unterschied-
lich wie bei der Beurteilung der aktuellen Situation. Die Vor-
jahresumsätze wurden erneut verfehlt, die überhöhten La-
ger konnten aber zumindest teilweise abgebaut werden.
Trotzdem zeigten die Orderpläne unverändert nach unten.
Die Geschäftslage des ostdeutschen Einzelhandels ver-
harrte auf dem unbefriedigenden Stand vom Vormonat. Bei
erneuten Umsatzeinbußen ließ der Lagerdruck nur wenig
nach. In den Erwartungen kam sogar verstärkter Pessi-
mismus zum Ausdruck, dementsprechend wurden die Be-
stellplanungen noch weiter nach unten revidiert. Die Un-
ternehmen in Westdeutschland sahen für die nächsten Mo-
nate allenfalls geringe Spielräume für Preissteigerungen,
in den neuen Bundesländern rechnete man sogar mit sin-

kender Tendenz. Der Personalabbau dürfte allmählich zum
Stillstand kommen, im Westen gingen nur noch 10% der
Testteilnehmer von geringeren Beschäftigtenzahlen aus, im
Osten sogar nur 5%. 
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